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Pflege-, Still- und Ernährungsberatung in der 
Prophylaxe 
In der Pflege-, Still- und Ernährungsberatung geht 
es vor allem um die Gesundheitsvorsorge für Säug-
linge und Kleinkinder durch frühe Hilfen und Un-
terstützung der Eltern sowie deren Stärkung in Er-
nährungs- und Pflegeaufgaben und die Stillförde-
rung. 
 
Zusätzlich zu den Elternberatungsstunden sowie 
den Treffs zu Still-, Ernährungs- und Pflegefragen 
wird die Pflege-, Still- und Ernährungsberatung in 
Form von Einzelberatungen angeboten. Dieses An-
gebot ermöglicht individuelle Beratung zu verein-
barten Terminen. Regional besteht auch die Mög-
lichkeit von Hausbesuchen bei Müttern, die das An-
gebot der Elternberatungsstunden nicht nutzen 
können oder intensivere Begleitung und Betreuung 
wünschen.  
 
Sozialarbeiterische Beratung und Betreuung in 
der Prophylaxe 
Die individuelle sozialarbeiterische Beratung und 
Betreuung in der Elternberatung orientiert sich an 
den spezifischen Lebenslagen von (werdenden) El-
tern und Betreuungspersonen von Kindern bis zum 
Schulalter und reicht von Information und Beratung 
in sozialrechtlichen Fragen und Erziehungsfragen 
bis zur Vermittlung von konkreten Hilfen und Un-
terstützung bei Behördenkontakten. 
 
Hausbesuche sind auch hier möglich und werden 
als wesentlicher Bestandteil in der Betreuung von 
Eltern gesehen. Die sozialarbeiterische Beratung 
und Betreuung dient zur Förderung gewaltfreier 
Erziehung und Prävention von Missbrauch und Ge-
walt, aber auch zur Unterstützung der Eltern im 
Umgang mit ihrem Baby und zur situationsbezoge-
nen Interventionsmöglichkeit zur Verbesserung der 
Interaktion zwischen den Eltern und dem Kind. Be-
sonderes Augenmerk wird von den Mitarbeiterin-

nen und Mitarbeitern auch auf das soziale Umfeld 
gelegt. Unterstützung unterschiedlichster Art wird 
angeboten, um eine gute Umgebung für das Auf-
wachsen der Kinder zu ermöglichen. 
 
Psychologische Beratung in der Prophylaxe 
Die Elternberatung bietet individuelle, psychologi-
sche Begleitung von Schwangeren, Eltern und Be-
treuungspersonen von Säuglingen und Kindern bis 
zum Schulalter an, die unter Belastungen, Ängsten 
und Unsicherheiten leiden beziehungsweise sich in 
(familiären) Konfliktsituationen befinden. Ziel-
gruppe der psychologischen Begleitung sind auch 
Säuglinge sowie Kinder bis zur Schulpflicht, die un-
ter psychischen Belastungen, Ängsten, Aggressi-
ons- und Trennungsproblemen beziehungsweise 
Entwicklungsverzögerungen leiden. Die Beratung 
ist ohne Überweisung und in den Regionen auch in 
Form von Hausbesuchen möglich. Ziel ist die Stär-
kung der elterlichen Erziehungskraft und Eltern-
verantwortung, die Hilfe zur Orientierung und Sta-
bilisierung des elterlichen Erziehungsverhaltens, 
die Verbesserung einer konfliktbehafteten Eltern-
Kind-Beziehung, die psychologische Unterstützung 
von Eltern bei Paarkonflikten, die Anleitung zu Ein-
stellungs- und Verhaltensänderungen bei psychi-
schen Leidenszuständen und die Gewalt- und Miss-
brauchsprävention. 
 
Elternsprechstunde für Schreibabys 
Hier wird Eltern und Betreuungspersonen spezielle 
und intensive Unterstützung und Beratung angebo-
ten, wenn das Baby viel schreit, unruhig ist, wenig 
schläft und Eltern dadurch belastet sind oder sich 
Sorgen um die Entwicklung ihres Babys machen. 
Das Team besteht aus einer Psychologin, einer Ärz-
tin und einer diplomierten Gesundheits- und Kran-
kenpflegerin. Der Standort der Beratung ist in der 
Stadt Salzburg, das Angebot aber für alle Eltern aus 
dem ganzen Bundesland Salzburg zugänglich. 
 

 
 
7.6.7  Elternschulung/Elternbildung 

Elternbildung vermittelt Eltern und Betreuungsper-
sonen Kenntnisse und Fähigkeiten, die ihre Erzie-
hungskompetenz fördern und stärken. In Form von 
Informations- und Bildungsreihen (2 bis 4 Module) 
werden – nach regionalem Bedarf – unter anderem 
die Themen „Entwicklung des Kindes“, „Kommuni-

kation“, „Partnerschaft“ und „Gesundheit aus 
ganzheitlicher Sicht“ behandelt. Im Bereich Eltern-
schulung/Elternbildung wurden im Jahr 2025 ins-
gesamt 90 Veranstaltungen angeboten, an denen 
1.659 Personen teilnahmen.
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7.6.8  Babypaket 

Das Babypaket ist eine finanzielle Unterstützung 
für Eltern von Säuglingen und Kleinkindern in den 
ersten sechs Lebensmonaten, die sich in einer fi-
nanziellen Notlage befinden. Diese Unterstützung 
wird mittels Geschenkgutscheinen im Einzelwert 
von 80 Euro direkt an die Eltern ausgegeben. Die 
Gutscheine können in sämtlichen DM-Filialen ein-
gelöst werden. 
 
Voraussetzung für die Gewährung der Unterstüt-
zung ist ein Beratungsgespräch durch die Sozialar-

beiterinnen der Elternberatung beziehungsweise 
des Vereins pepp - Gemeinnütziger Verein für El-
tern und Kinder im Bundesland Salzburg, insbeson-
dere über die Ansprüche von Sozial- und Familien-
leistungen sowie die aktuelle finanzielle Situation 
der Familie. Ein Anspruch auf Hilfsbedürftigkeit im 
Sinne des Salzburger Sozialunterstützungsgesetzes 
muss dabei nicht zwingend bestehen. Im Jahr 2025 
wurden 87 Geschenkgutscheine im Gesamtwert 
von 6.960 Euro ausgegeben. 

 
 
7.6.9  Sozialrechtshotline/Koordination 

Aufgrund gestiegener telefonischer Anfragen 
wurde im November 2022 eine Telefonhotline für 
sozial- und familienrechtliche Fragen sowie beim 

Verein pepp eine Koordinierungsstelle, die insbe-
sondere Clearingfunktion übernimmt, eingerich-
tet. Im Jahr 2025 wurden 2.076 Anrufe registriert.  

 
 
7.6.10  birdi – Frühe Hilfen Salzburg: Familienbegleitung und Netzwerkarbeit 

Das österreichweite Projekt der Frühen Hilfen wird 
im Bundesland Salzburg seit dem Jahr 2016 flä-
chendeckend umgesetzt. 
 
Ziel der Frühen Hilfen ist es, Eltern in psychosozi-
alen Belastungssituationen ab der Schwangerschaft 
und Familien mit Kindern bis zu drei Jahren pass-
genaue Unterstützung und Hilfe anzubieten. Die 
Wirkung der Frühen Hilfen zielt explizit auf ein ge-
sundes Aufwachsen der Kinder ab. Die Frühen Hil-
fen sind dabei Teil eines Kinderschutzverständnis-
ses, das von der Förderung über die Prävention bis 
hin zum Kinderschutz reicht. 
 
Von Beginn an wurden die Frühen Hilfen als dyna-
misches und lernendes System konzipiert bei dem 
eine laufende Qualitätsentwicklung mitgedacht 
wird. Dementsprechend hat sich das Projekt in den 
vergangenen Jahren stetig weiterentwickelt.  
 
Mehrere nationale und internationale Studien und 
Berechnungen haben nachgewiesen, dass der prä-
ventive Ansatz in den Frühen Hilfen mittel- und 
langfristig deutliche Kosteneinsparungen sowohl in 
der Kinder- und Jugendhilfe als auch im Gesund-
heitsbereich mit sich bringt. In allen Studien und 
Untersuchungen werden positive Wirkungen von 
präventiven Unterstützungsangeboten beobach-
tet. 
 

Im Sinn der Prävention gilt: je früher es gelingt, 
belastete Familien mit niederschwelligen und be-
darfsgerechten Angeboten zu erreichen, desto  
eher können negative Entwicklungen und oftmals 
hohe Folgekosten verhindert werden. Besonderes 
Augenmerk wird im Projekt auf sozial benachtei-
ligte Familien sowie Familien mit Belastungsfakto-
ren unterschiedlichster Art gelegt. Die Kinder und 
deren gesundes Aufwachsen stehen dabei immer 
im Mittelpunkt der Bemühungen. 
 
Das Projekt fußt auf drei Säulen: 
 Speziell ausgebildete Familienbegleiterinnen, 

die sich in einem interdisziplinären Team aus 
unterschiedlichen Professionen zusammen-
schließen, haben die Aufgabe, Familien in be-
lasteten Lebenssituationen bedarfsgerecht zu 
begleiten. Ziel ist es, die betroffenen Familien 
möglichst frühzeitig zu erreichen um negative 
Folgewirkungen und –kosten zu verhindern. Der 
Erstkontakt zu den Familien erfolgt im Vier-Au-
gen-Prinzip und so rasch als möglich in Form 
eines aufsuchenden Kontakts. Dabei gilt es 
auch, ein fundiertes Bild von der Problemsitu-
ation der Familie zu erhalten und ein individu-
elles und passgenaues Unterstützungsangebot 
zu erarbeiten. Die Familienbegleiterinnen hal-
ten so lange wie erforderlich Kontakt zu den 
Familien um eine nachhaltige Verbesserung der 
Lebenssituation zu erreichen. 
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 Das Netzwerkmanagement hat die Aufgabe, 
sämtliche Einrichtungen im Gesundheits-, So-
zial- und Bildungsbereich zu vernetzen die mit 
der Zielgruppe der jungen Familien fachlich zu 
tun haben (Geburtenstationen, Gynäkologin-
nen und Gynäkologen, Kinderfachärztinnen 
und Kinderfachärzte, Sozialberatungsstellen, 
Fachstellen für unterschiedliche Lebenssituati-
onen, Bildungseinrichtungen, etc.). Im Sinn der 
Familien kann das Projekt nur in enger Koope-
ration mit sämtlichen involvierten Einrichtun-
gen gut funktionieren. Durch eine enge Zusam-
menarbeit sollen zudem Doppelgleisigkeiten 
verhindert werden. In der landesweiten Netz-
werkarbeit werden jährlich rund 200 Veran-
staltungen beziehungsweise Vernetzungsge-
spräche mit mehr als 1.700 Teilnehmenden ab-
solviert. 

 Das Netzwerk stellt die Summe aller Einrich-
tungen dar. Diese haben einerseits die Auf-
gabe, betroffene Familien zielgerichtet und 
auf freiwilliger Basis an die Frühen Hilfen zu 
überweisen und andererseits ihre eigene Ex-
pertise in komplexen Problemsituationen zur 
Verfügung zu stellen beziehungsweise Familien 
mit ihrem eigenen Fachwissen möglichst gut zu 
betreuen. Ziel ist es, die optimale Begleitung 
und Unterstützung der Familien zu gewährleis-
ten. In jedem Netzwerk ist ein Expertinnen- 
und Expertengremium eingerichtet, dass zwei- 
bis dreimal im Jahr beziehungsweise anlassbe-
zogen tagt und sich insbesondere auf komplexe 
familiäre Situationen und damit verbundene 
Fragestellungen konzentriert. Darüber hinaus 
werden Vernetzungsveranstaltungen in unter-
schiedlichen Formaten für und mit den Netz-
werkpartnerinnen und -partner durchgeführt. 

Die Frühen Hilfen teilen sich im Bundesland Salz-
burg in zwei Netzwerke auf:  
 das Netzwerk Salzburg-Stadt und  
 das Netzwerk Salzburg Land, das sämtliche Be-

zirke außerhalb der Stadt Salzburg umfasst.  
Dabei ist für das Netzwerk Salzburg-Stadt die El-
ternberatung – Frühe Hilfen des Landes verant-
wortlich und für das Netzwerk Salzburg-Land der 
Verein pepp – gemeinnütziger Verein für Eltern und 
Kinder im Bundesland Salzburg zuständig. Diese 
Aufteilung hat mit der Förderstruktur des Projek-
tes zu tun. 

In den Jahren 2018 bis 2023 wurde das Projekt – 
zusätzlich zur Eigenleistung des Landes Salzburg – 
auch aus Vorsorgemitteln der Bundesgesundheits-
agentur gefördert. Aufgrund von zusätzlichen För-
dermitteln aus der „Aufbau- und Resilienzfazilität 
(ARF)“ der EU konnten im Jahr 2022 die Fördermit-
tel deutlich aufgestockt werden. Damit ergab sich 
für das Bundesland Salzburg eine Verdoppelung der 
bisher zur Verfügung stehenden Ressourcen in der 
Familienbegleitung. Aktuell können 7 % aller in 
Salzburg ansässigen Familien fachgerecht begleitet 
werden, das entspricht rund 400 Familien pro Jahr. 

Im Rahmen des Projektes birdi wurden 2025 insge-
samt 282 Veranstaltungen zur Vernetzung angebo-
ten. Daran nahmen 4.315 Personen teil. 401 Fami-
lien nahmen in Form von 7.282 Terminen die „Fa-
milienbegleitung“ in Anspruch.  

Die langfristige Finanzierung bis 2028 konnte durch 
die Sicherstellung einer Kostenbeteiligung von 
Bund und Sozialversicherungen im Rahmen einer 
Vereinbarung nach Art. 15a B-VG erreicht werden. 
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7.7  Psychologischer Dienst und psychologische Familienberatung der 
Kinder- und Jugendhilfe 

Beim Psychologischen Dienst beziehungsweise der 
Psychologischen Familienberatung handelt es sich 
um zwei unabhängige Angebote des Teams von Kli-
nischen- und Gesundheitspsychologinnen bezie-

hungsweise Psychotherapeutinnen des Referates 
für Kinder- und Jugendhilfe. Es stehen 2,6 Dienst-
posten zur Verfügung.  

7.7.1  Psychologischer Dienst der Kinder- und Jugendhilfe 

Der Psychologische Dienst des Referates für Kin-
der- und Jugendhilfe ist ein psychologischer Fach-
dienst (Konsiliardienst) für Mitarbeiterinnen und 
Mitarbeiter der Kinder- und Jugendhilfe in Stadt 
und Land Salzburg und steht diesen als (fach-)psy-
chologische Unterstützung bei Entscheidungen zur 
Sicherung des Kindeswohls exklusiv zur Verfügung. 
Beispielhaft seien genannt: Entscheidungen über 
weitere Erziehungshilfen und Leistungen der Kin-
der- und Jugendhilfe, Hilfeplanung bei komplexen 
Verläufen, Gefährdungsabklärungen, Kontakt-
rechtsregelungen, Rückführungen. 

Dafür gibt es im Wesentlichen zwei Angebote: 
 direkte psychologische Diagnostik beziehungs-

weise Klärung konkreter psychologischer Fra-
gestellungen und Ableitung psychologischer 
Empfehlungen für weitere Maßnahmen bei Kin-
dern, Jugendlichen und Familien. Die gewon-
nenen Informationen werden der fallführenden 
Sozialarbeiterin beziehungsweise dem Sozial-
arbeiter mittels schriftlicher Stellungnahme 
und/oder im Rahmen einer Fallbesprechung 
übermittelt. 

 Fallbesprechung beziehungsweise interdiszipli-
näre Intervision 

Bei freien Ressourcen können auch psychologisch-
psychotherapeutische Beratungen im Auftrag der 

Kinder- und Jugendhilfe erfolgen, die Inhalte un-
terliegen wie bei der freien Beratung der Schwei-
gepflicht. An die zuweisende Stelle erfolgt nur die 
Mitteilung, ob das Angebot von den Betroffenen in 
Anspruch genommen wird oder nicht. 

Das Angebot steht flächendeckend dezentral in al-
len Bezirken im Bundesland Salzburg zur Verfü-
gung. Da es sich um einen exklusiven Dienst zur 
Unterstützung der Sozialarbeiterinnen und Sozial-
arbeiter der Kinder- und Jugendhilfe handelt, er-
folgt die Inanspruchnahme und die Ausführung 
sämtlicher Tätigkeiten ausschließlich in deren Auf-
trag (kein freier Zugang durch Personen außerhalb 
der Kinder- und Jugendhilfe). 

Im Jahr 2025 gab es mit insgesamt 46 psychologi-
schen Abklärungen um 21 mehr als im Jahr 2024. 
Darüber hinaus erfolgten 179 Fallbesprechun-
gen/Intervisionen (2024: 238) mit Mitarbeiterinnen 
und Mitarbeitern der Kinder- und Jugendhilfe.  

87 Familien wurden im Auftrag der Kinder- und Ju-
gendhilfe im Rahmen von 341 Gesprächen beraten 
(2024: 95 Familien/418 Gespräche). In Summe er-
geben sich die in den folgenden Tabellen im Jahr 
2025 ausgewiesenen 133 Abklärungen und Beratun-
gen. 

Tabelle 7.26 
Abklärungen und Beratungen nach Bezirken 

2021 2022 2023 2024 2025 

Salzburg-Stadt 6 1 8 9 13
Hallein 21 5 34 42 57
Salzburg-Umgebung 25 14 14 9 18
St. Johann im Pongau 32 32 25 28 27 
Tamsweg 15 9 13 14 8
Zell am See 14 9 18 18 10 
Land Salzburg 113 70 112 120 133 
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Im Jahr 2025 wurden erneut mehr weibliche als 
männliche Minderjährige zur Abklärung zugewie-
sen beziehungsweise beraten. Über 40 % der an 
den Psychologischen Dienst vermittelten Personen 
waren mindestens 20 Jahre alt. In diesen Fällen 

waren erwachsene Bezugspersonen in von den So-
zialarbeiterinnen beziehungsweise Sozialarbeitern 
zugewiesenen Familiensysteme im Hauptfokus der 
Abklärung und Beratung. 

 
 
Tabelle 7.27 
Abklärungen und Beratungen nach Geschlecht 

 2021 2022 2023 2024 2025 

männlich 59 30 41 51 46 
weiblich 54 40 71 69 87 
Gesamt 113 70 112 120 133 

 
 
Tabelle 7.28 
Abklärungen und Beratungen nach Alter 

 2021 2022 2023 2024 2025 

bis 6 Jahre 24 18 16 13 27 
7 bis 14 Jahre 65 41 24 17 36 
15 bis 19 Jahre 18 6 13 12 13 
20 Jahre und älter 6 5 59 78 57 
Gesamt 113 70 112 120 133 

 
 
Abbildung 7.7 
Abklärungen und Beratungen nach Alter im Jahr  
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7.7.2  Psychologische Familienberatung für Familien mit Kindern und Jugendli-
chen von 6 bis 18 Jahren 

Im Unterschied zum Psychologischen Dienst ist die 
Psychologische Familienberatung ein der Bevölke-
rung frei zugängliches Angebot, das aufgrund sehr 
knapper Ressourcen jedoch zeitlich und örtlich nur 
sehr begrenzt erfolgen kann (zentrale Beratungs-
stelle für das ganze Bundeland in der Stadt Salz-
burg). 
 
Das Angebotsspektrum erfasst die psychologisch-
psychotherapeutische Diagnostik, Beratung sowie 
inhaltlich und zeitlich fokussierte Behandlung von 
Familien mit Kindern zwischen 6 und 18 Jahren. 
Gespräche können dabei mit Kindern und Jugend-
lichen selbst, wie auch nur auf Erwachsenenebene 
geführt werden, sofern Kinder/Jugendliche zwi-
schen 6 und 18 Jahren (mit)betroffen sind (Fami-
lien mit Kindern unter 6 Jahren können sich an die 
Elternberatung des Landes wenden). 
 
Beispiel für Beratungsinhalte sind etwa Erziehungs-
themen, Pubertätskonflikte, Verhalten bei Tren-
nung/Scheidung sowie ein erstes Clearing von psy-
chischen und/oder Verhaltensauffälligkeiten. 
Durch Psychoedukation, Fachberatung, gemeinsa-
mes Erarbeiten von Lösungsstrategien und Hilfe zur 
Selbsthilfe werden Familien zu einem gewaltfreien 

Umgang mit Problemsituationen und Konflikten be-
fähigt. Besondere Bedeutung wird der Prophylaxe 
beigemessen.  
 
Im Anlassfall erfolgt auch eine Weitervermittlung 
an andere Institutionen. Das Angebot erfolgt unter 
Verschwiegenheit und bei Bedarf anonym. 
 
Im Jahr 2025 nahmen 151 Familien insgesamt 488 
Termine (2024: 232 Familien/591 Termine) wahr, 
dabei erfolgten in 23 Fällen eine Diagnostik/Bera-
tung direkt mit den Kindern beziehungsweise Ju-
gendlichen, in 125 Fällen erfolgte die Beratung nur 
auf Erwachsenenebene. 
 
Der Rückgang an Klientinnen und Klienten bezie-
hungsweise der Anzahl der Beratungstermine in der 
freien Familienberatung 2024 auf 2025 lässt sich 
auf drei Faktoren zurückführen: stark erhöhte 
Nachfrage für die Angebote des Psychologischen 
Dienstes, erhöhter Beratungsbedarf der einzelnen 
Familien (2024: 2,5 Termine pro Familie versus 
2025: 3,2 Termine pro Familie) sowie längere 
krankheitsbedingte Ausfälle einzelner Mitarbeite-
rinnen.

 
 
Tabelle 7.29 
Klientinnen und Klienten nach Geschlecht 

 2021 2022 2023 2024 2025 

männlich 51 51 58 96 50 
weiblich 70 51 64 136 101 
Gesamt¹ 126 102 123 232 151 

1  einschließlich Personen mit unbekanntem Geschlecht 
 
 
Tabelle 7.30 
Klientinnen und Klienten nach Alter 

 2021 2022 2023 2024 2025 

7 bis 14 Jahre 68 55 46 43 10 
15 bis 19 Jahre 28 22 14 19 13 
20 bis 29 Jahre 0 1 10 18 4 
30 bis 39 Jahre 5 0 22 64 33 
40 bis 49 Jahre 8 1 22 57 65 
50 bis 59 Jahre 1 0 5 27 20 
60 Jahre und älter 0 1 3 4 5 
Gesamt¹ 126 102 123 232 151 

Für Kinder bis 6 Jahren ist die Elternberatung zuständig (siehe Abschnitt 7.6)  
1  einschließlich Personen mit unbekanntem Alter 
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Abbildung 7.8 
Klientinnen und Klienten nach Alter im Jahr 2025 
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7.8  Ausbau, Veränderungen und Entwicklungen 

Die bereits in den Pandemiejahren 2020 bis 2022 
stark gestiegene Anzahl der von den Bezirksverwal-
tungsbehörden durchgeführten Gefährdungsabklä-
rungen hatte sich zuletzt in den Jahren 2023 und 
2024 etwas stabilisiert. 2025 ist es nun jedoch zu 
einem erneuten starken Anstieg um 13,6 % gegen-
über dem Vorjahr gekommen. Im Vergleich zum Ni-
veau vor der Pandemie (2019) sind gegenwärtig von 
den Bezirksverwaltungsbehörden jährlich um 
68,5 % mehr Gefährdungsabklärungen durchzufüh-
ren und – sofern sich der Verdacht der Gefährdung 
bestätigt - in weitere Folge die notwendigen Erzie-
hungshilfen zu organisieren. 
 
Die Entwicklung der Gefährdungsabklärungen im 
Bundesland Salzburg war auch der zentrale Gegen-
stand einer vom Land Salzburg beim Forschungs-
institut ifZ in Auftrag gegebenen und im Dezember 
2025 fertiggestellten Studie. Unter anderem wurde 
darin deutlich, dass Personen ohne professionellen 
Hintergrund, die gesetzlich nicht zur Meldung ver-
pflichtet wären (wie Nachbarn, Freunde, Ge-
schwister, Bekannte), dennoch eine sehr wichtige 
Quelle von Gefährdungsmeldungen darstellen und 
dass eine ausgewogene Feedbackkultur der Kinder- 
und Jugendhilfe gegenüber den Melderinnen und 
Meldern (die einerseits das wechselseitige Ver-
trauen vertieft und andererseits die Privatsphäre 
der betroffenen Familien angemessen schützt) von 
zentraler Bedeutung ist. Ebenso zeigte sich der Be-
darf für einen weiteren Ausbau der spezifischen In-
formations- und Weiterbildungsangebote der Kin-
der- und Jugendhilfe für professionelle Meldestel-
len (Schulen, Kindergärten, Arztpraxen, etc). 
Diese Studie ist unter www.salzburg.gv.at/ 
gefaehrdungsabklaerung-studie.pdf öffentlich zu-
gänglich. 
 
In der ambulanten Unterstützung der Erziehung ist 
der angestrebte weitere Ausbau im Jahr 2025 lei-
der nicht gelungen und blieben die Fallzahlen 
(nach kräftigen Zuwächsen in den Vorjahren) 2025 
stabil. Der wichtigste Grund hierfür ist das be-
grenzte Fachkräfteangebot, insbesondere außer-
halb des Zentralraums. Jedoch besteht die begrün-
dete Hoffnung, dass die zur Bekämpfung des Fach-
kräftemangels in den letzten Jahren bereits ge-
setzten Maßnahmen (wie etwa die Einrichtung zu-
sätzlicher Studiengänge an der Fachhochschule für 
Soziale Arbeit) in den kommenden Jahren die Wie-
deraufnahme des Wachstumskurses ermöglichen 
werden. 
 

In der Vollen Erziehung setzte sich der seit 2023 zu 
beobachtende Trend eines leichten bis moderaten 
Anstiegs der Fallzahlen weiter fort. Damit wird nun 
erstmals wieder das Fallzahlen-Niveau der Jahre 
2016 bis 2018, mit der damals hohen Zahl an Unbe-
gleiteten Minderjährigen Flüchtlingen (UMF) im 
System der Kinder- und Jugendhilfe erreicht – je-
doch nunmehr 2025 weitgehend ohne UMF. 
 
Dazu passend wurde das Platzangebot in sozialpä-
dagogischen Einrichtungen im Land Salzburg 2025 
um insgesamt 18 Plätze erweitert, davon 12 Plätze 
im betreuten Wohnen für Jugendliche. Zur Verbes-
serung der regionalen Versorgung wurde zudem im 
Bezirk Zell am See eine zusätzliche Jugendwohn-
gemeinschaft mit angeschlossenen Krisenplätzen 
eröffnet. Aufgrund des 2023 erfolgreich umgesetz-
ten Maßnahmenpaketes für Fachkräfte in der Kin-
der- und Jugendhilfe, das unter anderem eine 
deutliche Gehaltssteigerung für die Mitarbeiterin-
nen und Mitarbeiter beinhaltet hatte, konnten im 
Bereich der Einrichtungen auch 2025 ausreichend 
Fachkräfte akquiriert werden, um das bestehende 
hohe Qualitätsniveau zu halten. 
 
Die Gesamtanzahl der Pflegekinder in Salzburg ist 
– wie in den vorangegangenen Jahren – wieder 
leicht gesunken. Dies darf jedoch nicht als aktuelle 
Krise des Pflegeelternwesens fehlinterpretiert 
werden. Vielmehr gelangen aktuell die vor 15 bis 
20 Jahren in Pflegeverhältnisse gelangten „starken 
Jahrgänge“ ins Erwachsenenalter und scheiden so-
mit aus dem System aus. Die Zahl der neu begrün-
deten Pflegeverhältnisse ist hingegen in den letz-
ten Jahren durchwegs gleichbleibend. Infolge ei-
ner entsprechenden Kampagne ist es überdies ge-
lungen, mehrere zusätzliche Bereitschafts- (bezie-
hungsweise „Krisen“-)Pflegeeltern neu hinzuzuge-
winnen, sodass es nun in allen Bezirken ausrei-
chend Bereitschaftspflegestellen gibt.  
 
In der Elternberatung – Frühe Hilfen, dem wichtigs-
ten präventiven und niederschwelligen Angebot 
der Kinder- und Jugendhilfe, sind die Fallzahlen 
unverändert hoch und werden die verfügbaren Ka-
pazitäten voll ausgeschöpft. In enger Zusammen-
arbeit mit Bund und Sozialversicherungsträgern ist 
die Finanzierung des ergänzenden Projektes birdi - 
Frühen Hilfen (dessen Kern die aufsuchende Fami-
lienbegleitung ist) bis 2028 abgesichert.  
 
Die Anzahl der Abklärungen und Beratungen durch 
den Psychologischen Dienst der Kinder- und Ju-
gendhilfe des Landes ist erneut leicht gestiegen. 
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Im Bereich der niederschwelligen sozialen Jugend-
arbeit standen 2025 die Vorbereitungen für die 
Neugestaltung der Jugendnotschlafstelle Exit7 am 
neuen Standort in Salzburg Lehen (ab 1.1.2026) so-
wie die zunehmende Ausweitung der Aktivitäten 
von Streetwork auch in digitale Räume und der 
Ausbau der Kooperation mit wichtigen Systempart-
nern wie der Kinder- und Jugendpsychiatrie und 
Polizei im Mittelpunkt.  

Last not least hatte das Land Salzburg 2025 den 
turnusmäßigen Vorsitz in der österreichischen 

ARGE Kinder- und Jugendhilfe inne, der alle Bun-
desländer, Landeshauptstädte sowie die mit Kin-
der- und Jugendhilfeangelegenheiten befassten 
Bundesministerien angehören. Neben der Organi-
sation der jährlichen Vollversammlung im Oktober 
2025 stand dabei insbesondere die Erarbeitung, 
Abstimmung und Publikation neuer, österreichwei-
ter Qualitätsstandards der Kinder- und Jugendhilfe 
im Mittelpunkt. Diese Standards finden sich auf 
www.salzburg.gv.at/kjh-qualitaetsstandards.pdf. 



 
7 Kinder- und Jugendhilfe 

7.9 Schwerpunkt: Neuer Standort der Notschlafstelle für Jugendliche mit verändertem Namen – EXIT NOVA 

169 

7.9  Schwerpunkt: Neuer Standort der Notschlafstelle für Jugendliche 
mit verändertem Namen – EXIT NOVA 

Bereits seit 2024 wurde von der Caritas gemeinsam 
mit der Abteilung 3 – Soziales an der Planung und 
Umsetzung der Jugendnotschlafstelle am neuen 
Standort in Lehen intensiv gearbeitet. Das dama-
lige genutzte Gebäude in Maxglan war in die Jahre 
gekommen und erfüllte nicht mehr die räumlichen 
und fachlichen Voraussetzungen. 

Die Bemühungen der Standortsuche gestalteten 
sich bis dahin sehr schwierig, um für diese wichtige 
Einrichtung für in Not geratene Jugendliche im 
Stadtgebiet von Salzburg ein entsprechendes ge-
eignetes neues Objekt zu finden. Der Caritas ge-
lang es schließlich im Zuge von anstehenden Bau-
maßnahmen der Pfarre Lehen auch die Jugendnot-
schlafstelle in diesen Gebäudekomplex zu integrie-
ren.  

Um den neuen Standort bereits vor Start im örtli-
chen Umfeld zu etablieren, wurde gemeinsam en-
gagierte Öffentlichkeitsarbeit umgesetzt.  

2025 wurde intensiv in gemeinsamer enger Abstim-
mung mit dem Referat an der Planung der neuen 
Einrichtung unter Berücksichtigung eines moder-
nen der Zielgruppe angepassten Raumkonzepts ge-
arbeitet. Im Laufe des Jahres setzte die Caritas die 
Baumaßnahmen um. Das Land Salzburg unter-
stützte den Bau mit einer einmaligen Investitions-
förderung von einer Million Euro.  

Parallel wurde ein neues inhaltliches Konzept im 
gegenseitigen engen Austausch abgestimmt, das 

alle wesentlichen fachlichen Aspekte für eine qua-
litätsvolle Weiterentwicklung berücksichtigt. Ein 
neuer Name EXIT NOVA mit verändertem Logo be-
inhaltet die bereits etablierte Einrichtung mit dem 
Fokus auf den neuen Standort. 

Am 1.1.2026 startete wie geplant der Betrieb in 
Lehen.  

Die Jugendnotschlafstelle steht zehn Jugendlichen 
im Alter von 12 bis 18 Jahren in akuten Krisensitu-
ationen ohne Nächtigungsoption täglich ab 17:30 
Uhr bis zum nächsten Morgen zur Verfügung. Ein 
anschließendes Versorgungs-, Beratungs- und Be-
gleitungsangebot am Vormittag kann bei Bedarf ge-
nutzt werden.  

In der Einrichtung sind täglich während der gesam-
ten Öffnungszeiten pädagogische Fachkräfte an-
wesend. 

Bei der räumlichen Umsetzung wurden wichtige As-
pekte des Schutzes und der Bedürfnislage von jun-
gen Menschen in Notlagen und ihre passungsgenaue 
Betreuung berücksichtigt. Es befinden sich dort ge-
schlechtsgetrennte Nächtigungsbereiche und 
durchwegs Einzelzimmer. Der großzügige Gemein-
schaftsbereich ermöglicht neben der Versorgung 
auch ein Zusammenleben. Weitere Räume für die 
Beratung, Versorgung und Begleitung am Vormit-
tag, die Vernetzung mit Streetwork der Stadt und 
dem fachärztlicher Konsiliardienst ergänzen das 
Angebot.  
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7.10  Schwerpunkt: Methodenrucksack in der Gefährdungsabklärung in 
Salzburg 

Die Anzahl der Gefährdungsabklärungen, die Sozi-
alarbeiterinnen und Sozialarbeiter der Kinder- und 
Jugendhilfe nach einer Meldung einer Gefährdung 
des Kindeswohls starten, sind seit 2020 massiv ge-
stiegen. Sozialarbeiterinnen und Sozialarbeiter 
sind in allen Bezirken oft mehrmals täglich mit Mel-
dungen von Expertinnen und Experten als auch pri-
vaten Meldungen von Kindeswohlgefährdungen 
konfrontiert. Die Beurteilung und Einschätzung der 
Meldungen und der Kindeswohlgefährdung erfor-
dern ein hohes Maß an Professionalität, Fachwis-
sen, Empathie und Erfahrung. 

Zur fachlichen Unterstützung der Sozialarbeiterin-
nen und Sozialarbeiter der Kinder- und Jugendhilfe 
(KJH) an den Bezirksverwaltungsbehörden wurde 
ein Methodenrucksack für die Gefährdungsabklä-
rung sowie für Gespräche mit Kindern, Jugendli-
chen und Eltern entwickelt und im Rahmen landes-
weiter Workshops, an denen alle Sozialarbeiterin-
nen und Sozialarbeiter der Kinder- und Jugendhilfe 
teilgenommen haben, vorgestellt, praktisch er-
probt und gemeinsam weiterentwickelt. Jede Be-
zirksverwaltungsbehörde erhielt mehrere gepackte 
Rucksäcke zur Verfügung gestellt. 

Ziel des Methodenrucksacks ist die Qualitätssiche-
rung und die strukturierte, transparente sowie 
kindgerechte Durchführung von Gefährdungsabklä-
rungen.  

Im Rucksack wurden notwendige Formulare und In-
formationen sowie praxiserprobte Instrumente, 
die eine systematische Erfassung komplexer Fami-
liensituationen, die Beteiligung von Kindern und 
Jugendlichen und die Visualisierung sozialer Netze 
unterstützen, gebündelt. Enthalten sind Materia-
lien insbesondere für bewährte Methoden der Ge-
sprächsführung wie zum Beispiel das 3‑Häuser‑Mo-
dell, Netzwerkkarte, Sicherheitskreise, Geno-
gramm, Skalierungsfragen. Diese werden ergänzt 
durch Hilfsmittel für die Gesprächsführung wie, 
Gefühlskarten, Handpuppen und Holzfiguren. Ein 
Fragebogen zur Risikoeinschätzung dient der Ori-
entierung der Fachkräfte. Zusätzlich wurden noch 
nützliche Hilfsmittel wie Feuchttücher, Taschentü-
cher, Desinfektionsmittel, ein Spiel und Bilderbü-
cher für Kinder zum Beispiel zur Überbrückung von 
Wartezeiten in den Rucksack eingepackt. 

Die Anwendung des Methodenrucksacks wird durch 
eine lösungsorientierte Gesprächsführung ge-
rahmt. Diese richtet den Blick konsequent auf Res-
sourcen und Potenziale, mit dem Ziel, konkrete 
nächste Schritte sichtbar und gangbar zu machen – 
gerade im Kontext von Gefährdungsmeldungen. 
Zentrale Grundhaltungen sind der Fokus auf Lösun-
gen statt Problemursachen und die frühzeitige, 
vertiefte Ressourcenanalyse als „Dietrich“, um 
Handlungsräume zu öffnen. Darüber hinaus wird 
die Einbettung in soziale Systeme betont: Verän-
derungen Einzelner wirken auf das Familiensys-
tem; die beratende Fachkraft versteht sich als Teil 
dieses Systems. 

Mit dem Methodenrucksack und der lösungsorien-
tierten Gesprächsführung stehen den Fachkräften 
der KJH standardisierte, kindgerechte und ressour-
cenorientierte Werkzeuge zur Verfügung, um Ge-
fährdungsabklärungen fachlich fundiert, transpa-
rent und wirksam durchzuführen.  

Die landesweite Einführung über insgesamt drei 
Workshops sowie die präsentierten Materialien för-
dern ein gemeinsames fachliches Verständnis und 
eine konsequente lösungs- und ressourcenorien-
tierte Praxis in der Gefährdungsabklärung. Gleich-
zeitig schafft die methodische Rahmung durch lö-
sungsorientierte Beratung einen stabilen Orientie-
rungsrahmen für die Gesprächsführung in komple-
xen Familiensystemen. 
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7.11  Einrichtungen der Kinder- und Jugendhilfe 
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7.12  Standorte der Elternberatung 
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8  Grundversorgung 

8.1  Ziel sowie Partnerinnen und Partner 

Ziel der Grundversorgung ist es, die Existenz von 
hilfs- und schutzbedürftigen Fremden vorüberge-
hend zu sichern. Konkret fallen darunter jene Per-
sonen, welche in weiterer Folge als Leistungsbe-
ziehende in der Grundversorgung bezeichnet wer-
den: 
 Asylwerberinnen und Asylwerber 
 Fremde, denen nach asylrechtlichen Vorschrif-

ten der Status des subsidiär Schutzberechtig-
ten zuerkannt ist 

 Fremde mit einer Aufenthaltsberechtigung be-
sonderer Schutz gemäß § 57 Abs. 1 Z1 oder 2 
AsylG 

 Fremde mit einem Aufenthaltsrecht für Ver-
triebene aufgrund einer Verordnung gemäß 
§ 62 AsylG oder einem Aufenthaltstitel nach 
§ 41a Abs. 10 NAG 

 Fremde ohne ein Aufenthaltsrecht, die aus 
rechtlichen oder tatsächlichen Gründen nicht 
abschiebbar sind 

 Asylberechtigte während der ersten vier Mo-
nate nach Asylgewährung, soweit sie keine So-
zialunterstützungsleistungen nach dem Salz-
burger Sozialunterstützungsgesetz (SUG) in An-
spruch nehmen 

 Fremde, die sich rechtmäßig im Inland aufhal-
ten und ihren Hauptwohnsitz im Bundesland 
Salzburg haben, jedoch mangels einer fünfjäh-
rigen Aufenthaltsdauer gemäß § 4 Abs. 2 Z 2 
SUG noch nicht in die Zielgruppe der Sozialun-
terstützung fallen. Dazu zählen insbesondere 
Personen, die über ein Aufenthaltsrecht aus 
berücksichtigungswürdigen Gründen gemäß 
den §§ 55, 56 oder 57 Abs. 1 Z 3 AsylG oder 
über einen entsprechenden Nachfolgetitel ge-
mäß den §§ 41a Abs. 9 oder 43 Abs. 3 NAG ver-
fügen. Fremde mit einem sonstigen Aufent-
haltstitel, für dessen Zuerkennung ausrei-
chende Existenzmittel erforderlich sind, gel-
ten nicht als schutzbedürftig im Sinne dieser 
Bestimmung. 

 Aus der Ukraine vertriebene Drittstaatsange-
hörige, welche nicht unter die Vertriebenen-
Verordnung fallen, deren Einreise aber gemäß 
Art 6 Abs. 5 lit c der Verordnung (EU) 2016/399 
für den Zweck der Durchreise und unmittelbar 
folgenden Ausreise gestattet wurde. 

 
Bei der Gewährung der Grundversorgung wird un-
ter anderem auf die persönlichen Verhältnisse, auf 
besondere Schutzbedürfnisse (zum Beispiel bei  
 

Menschen mit Behinderungen oder Erkrankungen), 
auf das Familienleben sowie auf das Kindeswohl 
Rücksicht genommen.  
 
Rechtlich fußt die Grundversorgung im Bundesland 
auf dem Salzburger Grundversorgungsgesetz, LGBl. 
Nr. 35/2007 idgF sowie auf der Vereinbarung zwi-
schen Bund und Ländern gemäß Art 15a B-VG über 
gemeinsame Maßnahmen zur vorübergehenden 
Grundversorgung für hilfs- und schutzbedürftige 
Fremde in Österreich (Grundversorgungsvereinba-
rung - Art 15a B-VG), LGBl. Nr. 91/2004. Regelun-
gen betreffend die Kostenhöchstsätze, Zusatzleis-
tungen sowie Einkommen und Freibeträge sind in 
der Grundversorgungs-Verordnung (LGBl Nr 
57/2016 idgF) normiert. Das Salzburger Grundver-
sorgungsgesetz wurde zuletzt im Jahr 2025 novel-
liert (LGBl Nr 76/2025 und LGBl Nr 102/2025). In 
diesem Kontext wurden Regelungen betreffend In-
formationsfreiheitsgesetz umgesetzt und Maßnah-
men für pflege- und betreuungsbedürftige Perso-
nen entsprechend der geänderten Grundversor-
gungsvereinbarung abgebildet.  
 
Grundsätzlich wird nur jenen Personen Grundver-
sorgung gewährt, welche die Elementarversorgung 
für sich und die mit ihnen im gemeinsamen Haus-
halt lebenden unterhaltsberechtigten Angehörigen 
nicht oder nicht ausreichend sicherstellen können. 
Hilfsbedürftigkeit bedeutet in diesem Zusammen-
hang, dass der Lebensunterhalt aus eigenen Kräf-
ten und mit eigenen Mitteln nicht bestritten wer-
den kann. Eine Hilfsbedürftigkeit liegt nicht vor, 
wenn etwa durch andere Gebietskörperschaften, 
Einrichtungen oder auch Privatpersonen eine aus-
reichende Unterstützung gewährleistet ist. 
 
Folgende Leistungen sind unter anderem vom Salz-
burger Grundversorgungsgesetz umfasst: 
 Unterkunft (organisierte Unterkunft oder Pri-

vatunterkunft) 
 Verpflegung 
 Versorgung mit der notwendigen Bekleidung  
 Krankenversorgung  
 Maßnahmen für pflegebedürftige Personen 
 Bereitstellung des Schulbedarfs 
 monatliches Taschengeld in Höhe von 40 Euro 

(nur in organisierten Unterkünften) 
 Übernahme bestimmter Transportkosten  
 Information, Beratung und soziale Betreuung 
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Partnerinnen und Partner der Grundversorgung 
Um die Leistungen der Grundversorgung umfassend 
und flächendeckend erbringen zu können, koope-
riert die Grundversorgung des Landes Salzburg – 
wie es auch in anderen Sozialbereichen üblich ist – 
mit zahlreichen Partnern. Konkret handelte es sich 
dabei unter anderem um folgende Träger der 
Freien Wohlfahrt: 
 Arbeiter-Samariter-Bund Salzburg 
 Caritasverband der Erzdiözese Salzburg 
 Hilfswerk Salzburg 
 Jugend am Werk Salzburg 
 Österreichisches Rotes Kreuz 
 Regionalverband Oberpinzgau  
 Rettet das Kind Salzburg 
 SOS Kinderdorf 
 
Insgesamt wurden im Jahr 2025 folgende Organisa-
tionen und Einrichtungen, welche Dienstleistungen 
im Rahmen der Grundversorgung bereitstellen, mit 
einem Gesamtbetrag von rund 247.857 Euro vom 
Land Salzburg gefördert (ohne IBB Caritas): 
 AVOS Gesellschaft für Vorsorgemedizin GmbH  
 Caritas Clearingstelle (inkl. Erstankunfts-Büro 

für ukrainische Vertriebene) 
 Caritas Notschlafstelle (Kofinanzierung mit 

Sozialunterstützung) 
 Caritas Sotiria 
 Verein Hiketides 
 
Für unbegleitete minderjährige Fremde (umF) ste-
hen spezielle Wohneinrichtungen zur Verfügung, 
welche auf die Bedürfnisse dieser Zielgruppe zuge-
schnitten sind. Das Land Salzburg kooperiert hier 
mit Partnerorganisationen, die zum einen über so-
zialpädagogisch und psychologisch entsprechend 
geschultes Betreuungspersonal verfügen und zum 
anderen eine dem Alter der unbegleiteten minder-
jährigen Fremden angemessene Tagesstruktur  
sicherstellen. 
 
Einen Eckpfeiler der Grundversorgung bildete auch 
im Jahr 2025 die Information, Beratung und Be-
treuung (IBB) durch die Caritas Salzburg. Als Ver-
tragspartner des Landes übernahm diese Organisa-
tion vor allem folgende Aufgaben: 

 Aufklärung über Grundversorgungsleistungen, 
Rechte und Pflichten inklusive Unterstützung 
bei der Antragsstellung  

 Beratung über Hilfs- und Unterstützungsange-
bote sowie über medizinische Versorgung 

 Hilfestellung bei sozialen Problemen inklusive 
Vermittlung an geeignete Beratungsstellen 

 Unterstützung bei Anträgen auf Wiederauf-
nahme in die Grundversorgung 

 Hilfestellung nach Abschluss des Asylverfah-
rens  

 Bereitstellung von Informationen zu 
– weiterführender Rechtsberatung  
– Fragen im Zusammenhang mit der Unter-

kunft 
– Hausordnung inklusive Folgen bei Nichtbe-

achtung 
– zulässigen Beschäftigungsmöglichkeiten 
– Kindergarten- und Schulpflicht  
– Grund- und Menschenrechten, zivil- und 

strafrechtlichen Bestimmungen sowie lan-
desüblichen Gebräuchen („Orientierungs-
wissen“) 

– Voraussetzungen für den Wechsel von ei-
ner organisierten Unterkunft in privaten 
Wohnraum 

– Möglichkeiten für eine freiwillige Rückkehr 
ins Herkunftsland 

– Krisenintervention, Krisenmanagement, 
Gewaltprävention und Mediation 

 
Weiters wurde den Leistungsbeziehenden in der 
Grundversorgung im Jahr 2025 – mit fördernder Un-
terstützung durch das Land Salzburg - psychothe-
rapeutische Hilfe beziehungsweise Kriseninterven-
tion durch folgende Einrichtungen angeboten:  
 Caritas Salzburg (Sotiria)  
 Verein Hiketides 
 
Durch den Grundversorgungs-Partner „AVOS – Ge-
sellschaft für Vorsorgemedizin GmbH“ wurden in 
großen Grundversorgungs-Quartieren unter Lei-
tung von geschulten Mentorinnen beziehungsweise 
Mentoren sogenannte Dialogrunden zu Gesund-
heitsthemen (Hygiene & Vorsorgeuntersuchungen, 
Gesundheitssystem & Gesundheitskompetenz, Co-
vid-19-Prävention, Aids, Alkohol, Drogen, Ernäh-
rung) abgehalten. 
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8.2  Leistungsbeziehende in der Grundversorgung 

Seit 2022 sank im Land Salzburg die Zahl der Leis-
tungsbeziehenden in der Grundversorgung kontinu-
ierlich. Konkret befanden sich zum Jahresende 
2025 insgesamt 2.184 Personen1 (unter anderem 
Asylwerbende, subsidiär Schutzberechtigte, Asyl-
berechtigte während einer Übergangszeit und Ver-
triebene) in organisierten Quartieren des Landes 
sowie in Privatunterkünften. Die Zahl der Leis-

tungsbeziehenden verteilte sich in etwa zu glei-
chen Teilen auf Frauen und Männer, wobei der 
Rückgang von 2024 auf 2025 bei Männern mit 8,0 % 
geringfügig stärker ausfiel als bei Frauen mit 7,1 %. 
Von den 2.184 Leistungsbeziehenden in der Grund-
versorgung waren 1.226 Personen Vertriebene aus 
der Ukraine. Deren Zahl hatte sich gegenüber 2024 
um 6,9 % verringert. 

 
 
Tabelle 8.1 
Leistungsbeziehende in der Grundversorgung nach Geschlecht 

 29.12. 
2021 

28.12. 
2022 

27.12. 
2023 

18.12. 
2024 

17.12. 
2025 

VÄ 2025 
zu 2024 

in % 
Männer 1.036 1.731 1.508 1.171 1.077 - 8,0 
   darunter Vertriebene  717 522 520 503 - 3,3 
Frauen 317 1.849 1.319 1.192 1.107 - 7,1 
   darunter Vertriebene  1.508 881 797 723 - 9,3 
Gesamt 1.353 3.580 2.827 2.363 2.184 - 7,6 
   darunter Vertriebene  2.225 1.403 1.317 1.226 - 6,9 

 
 
Die folgende Abbildung zeigt die Zahl der Leis-
tungsbeziehenden in der Grundversorgung wäh-
rend der vergangenen fünf Jahre. Mit Ausbruch des 
Russisch-Ukrainischen Krieges im Februar 2022 und 
der damit verbundenen Fluchtbewegung erhöhte 

sich die Zahl der Leistungsbeziehenden ausgehend 
von 1.346 Personen im Februar 2022 auf 3.984 Per-
sonen im Juli 2022. Danach folgte ein kontinuierli-
cher Rückgang. 

 
 
Abbildung 8.1 
Leistungsbeziehende gesamt und davon Vertriebene in der Grundversorgung  

 
Hinweis: Daten zu den Vertriebenen ab März 2022.

 
1 Ohne jene 138 Personen, die zum Jahresende 2025 in 
einem organisierten Quartier des Bundes untergebracht 
waren. 

0

500

1.000

1.500

2.000

2.500

3.000

3.500

4.000

4.500

De
z.

21

M
är

.2
2

Ju
n.

22

Se
p.

22

De
z.

22

M
är

.2
3

Ju
n.

23

Se
p.

23

De
z.

23

M
är

.2
4

Ju
n.

24

Se
p.

24

De
z.

24

M
är

.2
5

Ju
n.

25

Se
p.

25

De
z.

25

Le
is

tu
ng

sb
ez

ie
he

nd
e

Leistungsbeziehende Vertriebene



 

 

8 Grundversorgung 
8.2 Leistungsbeziehende in der Grundversorgung 

177 

Was die Verteilung nach Alter betrifft, so unter-
scheiden sich Vertriebene aus der Ukraine deutlich 

von den Leistungsbeziehenden aus anderen Län-
dern.  

 
 
Tabelle 8.2 
Leistungsbeziehende in der Grundversorgung nach Alter 

 29.12. 
2021 

28.12. 
2022 

27.12. 
2023 

18.12. 
2024 

17.12. 
2025 

VÄ 2025 
zu 2024 

in % 
bis 2 Jahre (Kleinkind) 31 105 102 93 80 - 14,0 
   darunter Vertriebene  64 44 46 51 + 10,9 
3 bis 5 Jahre (Vorschulalter) 36 145 143 126 126 ± 0,0 
   darunter Vertriebene  95 67 56 77 + 37,5 
6 bis 14 Jahre (Schulpflichtige) 116 531 423 427 415 - 2,8 
   darunter Vertriebene  402 266 262 205 - 21,8 
15 bis 17 Jahre (Jugendliche) 70 224 169 149 165 + 10,7 
   darunter Vertriebene  161 84 77 75 - 2,6 
18 bis 24 Jahre (junge Erwachsene) 366 487 493 347 320 - 7,8 
   darunter Vertriebene  162 97 117 154 + 31,6 
25 bis 64 Jahre (Erwachsene) 717 1.804 1.243 973 850 - 12,6 
   darunter Vertriebene  1.072 609 534 455 - 14,8 
65 Jahre und älter (Senioren) 17 284 254 248 228 - 8,1 
   darunter Vertriebene  269 236 225 209 - 7,1 
Gesamt 1.353 3.580 2.827 2.363 2.184 - 7,6 
   darunter Vertriebene  2.225 1.403 1.317 1.226 - 6,9 

 
 
Abbildung 8.2 
Leistungsbeziehende in der Grundversorgung nach Geschlecht und Alter zum 17.12.2025 

  
 
 
Rund zwei Drittel der Leitungsbeziehenden in der 
Grundversorgung wurden 2025 in den nördlichen 
Bezirken Salzburg-Stadt, Salzburg-Umgebung und 
Hallein betreut. Bezogen auf die Wohnbevölkerung 
war die Betreuungsdichte mit 6,7 je 1.000 Einwoh-
nerinnen und Einwohner im Bezirk Tamsweg am 

höchsten, wobei in diesem Bezirk über 90 % der 
Leistungsbeziehenden Vertriebene aus der Ukraine 
waren. Die Betreuungsquoten in den Bezirken St. 
Johann im Pongau und Hallein waren mit 2,3 be-
ziehungsweise 1,4 deutlich niedriger. 
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Tabelle 8.3 
Leistungsbeziehende in der Grundversorgung nach Bezirken 

 29.12. 
2021 

28.12. 
2022 

27.12. 
2023 

18.12. 
2024 

17.12. 
2025 

VÄ 2025 
zu 2024 

in % 
Salzburg-Stadt 605 1.280 1.008 784 724 - 7,7 
   darunter Vertriebene  664 420 379 338 - 10,8 
Hallein 31 361 119 90 86 - 4,4 
   darunter Vertriebene  328 57 30 36 + 20,0 
Salzburg-Umgebung 254 1.002 898 756 646 - 14,6 
   darunter Vertriebene  764 645 563 487 - 13,5 
St. Johann im Pongau 90 252 199 199 189 - 5,0 
   darunter Vertriebene  157 87 108 120 + 11,1 
Tamsweg 21 148 145 136 137 + 0,7 
   darunter Vertriebene  127 120 116 126 + 8,6 
Zell am See 352 537 458 398 402 + 1,0 
   darunter Vertriebene  185 74 121 119 - 1,7 
Land Salzburg¹ 1.353 3.580 2.827 2.363 2.184 - 7,6 
   darunter Vertriebene  2.225 1.403 1.317 1.226 - 6,9 

1  einschließlich regional nicht zuordenbare Leistungsbeziehende 
 
 
Abbildung 8.3 
Leistungsbeziehende in der Grundversorgung je 1.000 Einwohnerinnen und Einwohner zum 
17.12.2025 

 
 
 
Zum Jahresende 2025 stammte mehr als die Hälfte 
der Leistungsbeziehenden in der Grundversorgung 
aus der Ukraine (1.226 Personen). Dahinter folgten 

mit deutlichem Abstand Leistungsbeziehende aus 
Syrien (491 Personen) und Afghanistan (91 Perso-
nen). 
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Abbildung 8.4 
Leistungsbeziehende in der Grundversorgung nach den häufigsten Herkunftsländern zum 
17.12.2025 
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8.3  Unbegleitete minderjährige Fremde 

Darunter sind jene nicht volljährigen Personen zu 
verstehen, die sich ohne elterliche Begleitung be-
ziehungsweise ohne eine sonst für sie gesetzlich 
verantwortliche Person in Österreich aufhalten.  
 
Innerhalb dieser Personengruppe wird je nach Al-
ter nochmals zwischen unmündigen und mündigen 
unbegleiteten Minderjährigen unterschieden.  
 
In die Zuständigkeit der Kinder- und Jugendhilfe 
fallen grundsätzlich alle unmündigen unbegleite-
ten Minderjährigen sowie unbegleitete minderjäh-
rige Fremde, die in Österreich keinen Antrag auf 
internationalen Schutz stellen wollen. 
 
Werden mündige unbegleitete Minderjährige (im 
Alter zwischen 14 und 18 Jahren) in Österreich auf-
gegriffen, so können sie in den Erstaufnahmezen-
tren des Bundes einen Asylantrag stellen. Im Rah-
men des anschließenden Zulassungsverfahrens 
wird in der Regel eine Altersdiagnose durchge-
führt.  
 
Die weiteren Schritte: 
 Überstellung in die Grundversorgung des Lan-

des Salzburg 
 Antrag durch die Kinder- und Jugendhilfe auf 

Übertragung der Obsorge (beim Bezirksgericht) 
 

Die Leistungen für die Unterbringung, Verpflegung 
und Betreuung werden im Rahmen der Grundver-
sorgung finanziert. Die Kinder- und Jugendhilfe 
übernimmt die Kosten für die rechtliche Vertre-
tung im Asylverfahren. 
 
Je nach Betreuungsbedarf stehen in der Grundver-
sorgung Salzburg Wohngruppen (besonders hohes 
Betreuungsausmaß; bis 31.08.2025), Wohnheime 
(für nicht selbstversorgungsfähige Jugendliche) 
und betreute Wohnplätze (Selbstversorgung unter 
Anleitung) zur Verfügung. Weiters gibt es die Mög-
lichkeit zur Aufnahme in Gastfamilien.  
 
Bei Bedarf wird zudem sozialpädagogische bezie-
hungsweise psychosoziale Unterstützung angebo-
ten. 
 
In den vergangenen fünf Jahren wurden zwischen 
45 und 60 unbegleitete Minderjährige im Bundes-
land Salzburg versorgt. Die Mehrzahl unbegleiteter 
minderjähriger Fremde waren dabei in Einrichtun-
gen der Kinder- und Jugendhilfe untergebracht. 
 
 
 
 
 

 
Tabelle 8.4 
Unbegleitete minderjährige Fremde im Jahresdurchschnitt 

 2021 2022 2023 2024 2025 
VÄ 2025 
zu 2024 

in % 
Gesamt 45 55 46 60 56 - 6,7 
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8.4  Unterbringung im Rahmen der Grundversorgung 

Leistungsbeziehende in der Grundversorgung im 
Bundesland Salzburg werden zunächst in organi-
sierten Quartieren untergebracht, dürfen aber bei 
Vorliegen bestimmter Voraussetzungen auch privat 
wohnen. 
 
Organisierte Quartiere 
Hier schließen zum Beispiel Gewerbetreibende, 
Organisationen mit Gemeinnützigkeitsstatus oder 
Einzelpersonen einen Vertrag mit dem Land Salz-
burg ab und treten somit selbst als Quartierbetrei-
berinnen beziehungsweise –betreiber auf. Sie ver-
pflichten sich zur Unterbringung, Versorgung und 
Betreuung von Leistungsbeziehenden. 
 
Privat wohnhafte Personen in Grundversorgung 
Verfügen Asylwerbende und andere Leistungsbe-
ziehende in der Grundversorgung über ein ausrei-

chendes Deutschniveau (Abschluss A1) und finden 
sie eine finanzierbare Wohnung, dann ist im Rah-
men der Grundversorgung auch der Wechsel in eine 
Privatwohnung möglich. Sie schließen in diesem 
Fall selbst den Mietvertrag ab und übernehmen da-
mit auch alle Folgen aus dem Vertragsverhältnis. 
 
Der von 2024 auf 2025 festgestellte Rückgang bei 
den Leistungsbeziehenden im Ausmaß von 179 Per-
sonen vollzog sich – in absoluten Zahlen gerechnet 
­ zu rund zwei Drittel bei den Privatwohnenden und 
zu rund einem Drittel bei Personen in organisierten 
Quartieren des Landes. Damit wurde zum Jahres-
ende 2025 nur rund jeder zehnte Leistungsbezie-
hende in privaten Unterkünften versorgt. 
 

 
 
Tabelle 8.5 
Leistungsbeziehende in der Grundversorgung nach Art der Unterkunft 

 29.12. 
2021 

28.12. 
2022 

27.12. 
2023 

18.12. 
2024 

17.12. 
2025 

VÄ 2025 
zu 2024 

in % 
Privatwohnende 223 1.436 588 354 243 - 31,4 
organisierte Quartiere Land 1.130 2.144 2.239 2.009 1.941 - 3,4 
Gesamt 1.353 3.580 2.827 2.363 2.184 - 7,6 
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8.5  Deutschkurse 

Für die Zielgruppe in der Grundversorgung (Aus-
nahme: ukrainische Vertriebene; diese fallen in die 
Zuständigkeit des ÖIF) ist im Land Salzburg die 
Teilnahme an Deutschkursen bis zum A1-Niveau 
verpflichtend (Einführung mit 1. November 2016). 
Wird dieser Deutschkurspflicht trotz mehrmaliger 
Ermahnung nicht nachgekommen, so kommt es zu 
einer Kürzung beziehungsweise Einstellung der 
Leistungen der Grundversorgung (insbesondere des 
Taschengelds).  
 
Mit der Organisation und Abwicklung der Deutsch-
kurse war, wie auch in den vergangenen Jahren, 
die Volkshochschule Salzburg beauftragt. Sobald 

Leistungsbeziehende in die Grundversorgung des 
Landes Salzburg eintreten, ermittelt die Volks-
hochschule im Rahmen eines Clearingtermins den 
aktuellen Sprachstand und teilt die Personen den 
geeigneten Kursen zu. Dabei wird auch auf die 
Nähe zur Unterkunft geachtet. 
 
Im Jahr 2025 wurden durch die Grundversorgung 
Deutschkurse für Leistungsbeziehende - beginnend 
bei der Alphabetisierung bis zum Niveau A2 – er-
neut kostenlos angeboten. Bei Erreichen des Ni-
veaus A1 beziehungsweise A2 kann der Kurs mit ei-
ner ÖSD-zertifizierten Prüfung abgeschlossen wer-
den.  

 
 
Abbildung 8.5 
Deutschkurse für Leistungsbeziehende in der Grundversorgung nach Art im Jahr 2025  
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8.6  Entwicklungen und Veränderungen 

Asylanträge in Österreich 
Das Bundesamt für Fremdenwesen und Asyl (BFA) 
ist eine dem Bundesministerium für Inneres (BMI) 
unmittelbar nachgeordnete Behörde mit Regional-
direktionen in jedem Bundesland. Die wesentlichs-
ten Aufgaben des BFA sind die Durchführung von 
erstinstanzlichen asyl- und fremdenrechtlichen 
Verfahren (Bearbeitung von Asylanträgen) sowie 
die Erteilung von Aufenthaltstiteln aus berücksich-
tigungswürdigen Gründen. 
 

Österreichweit ging die Zahl der Asylanträge nach 
einem sprunghaften Anstieg auf 112.272 im Jahr 
2022 in den Jahren danach wieder deutlich zurück. 
Während 2023 noch 59.232 Asylanträge einge-
bracht wurden, waren es 2025 insgesamt 16.668. 
Mehr als die Hälfte der Asylanträge wurde 2025 von 
Personen aus Afghanistan (5.163) und aus Syrien 
(4.481) eingebracht. Von den 16.668 Asylanträgen 
entfielen 572 Anträge auf unbegleitete Minderjäh-
rige.  

 
Abbildung 8.6 
Asylanträge in Österreich 

 
Quelle: Bundesministerium für Inneres, Statistik für Fremden- und Wanderungswesen 
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8.7  Schwerpunkt: Bargeldloser Zahlungsverkehr wird zum neuen 
Standard in der Grundversorgung 

In der Grundversorgung (GVS) des Landes Salzburg 
startete im Jahr 2025 das Großprojekt „Sachleis-
tungskarte“. Der politische Auftrag dazu erging im 
Februar 2025. Grundlegendes Prinzip ist die Um-
stellung der Leistungsauszahlung hin zu bargeldlo-
sem Zahlungsverkehr. 
 
Die damit einhergehende Digitalisierung soll zu-
dem zu einer Vereinfachung der gesamten Abwick-
lung und zu Synergien mit dem Bund beziehungs-
weise anderen Bundesländern, welche die Sach-
leistungskarte verwenden, führen. 
 
Zur Umsetzung richtete die Sozialabteilung des 
Landes Salzburg (Abteilung 3) ein eigenes Projekt-
team ein. Für Schulungen, die regelmäßige Unter-
stützung von Kooperationspartnerinnen und -part-
nern, die Bearbeitung auftretender Probleme so-
wie zum Monitoring des laufenden Sachleistungs-
kartenbetriebs mussten erhebliche zeitliche und 
personelle Ressourcen bereitgestellt werden.  
 
Das Projekt wurde nach Abstimmungen mit der po-
litischen Ebene, dem Kartenanbieter (PayCenter) 
und nach umfangreichen Vorbereitungsarbeiten im 
„Flussbauhof“ in der Stadt Salzburg am 22. Juli 
2025 gestartet (eines der größten organisierten 
Quartiere im Bundesland; Betreiber: Rotes Kreuz). 
Bis November 2025 kamen im Rahmen der „Pi-
lotphase 1“ vier Quartiere im Pongau beziehungs-
weise Pinzgau sowie zwei weitere Unterkünfte des 
Roten Kreuzes im Flachgau beziehungsweise 
Lungau hinzu. Insgesamt konnten so bereits rund 
400 Personen mit einer Sachleistungskarte versorgt 
werden. Die „Pilotphase 2“ mit weiteren Quartie-
ren wurde im Februar 2026 umgesetzt, der Bereich 
Privatwohnen wurde im Mai 2026 auf Sachleis-
tungskartenbetrieb umgestellt. 
 
Technisch gesehen handelt es sich bei der Sachleis-
tungskarte um eine „Mastercard“ auf Guthabenba-
sis ohne Überziehungsmöglichkeit. Bezahlt werden 
kann in allen Betrieben, in denen „Mastercard“ ak-
zeptiert wird.  
 
Der Leistungsumfang der Karte umfasst 
 Verpflegungsgeld - Verwaltung und Aufbu-

chung durch die jeweiligen Betreiber von orga-
nisierten Quartieren, 

 Taschengeld - Verwaltung und Aufbuchung 
durch die Caritas, 

 Miete und Lebensunterhalt (bei privat unterge-
brachten Grundversorgungsbeziehenden) - 
Verwaltung und Aufbuchung durch die Caritas, 

 Bekleidungshilfe - Verwaltung und Aufbuchung 
durch die Caritas, 

 Schul- und Kindergartenbedarf - Verwaltung 
und Aufbuchung durch die Caritas. 

 
Einmal pro Karte und Kalendermonat können Per-
sonen in der Grundversorgung mittels Sachleis-
tungskarte einen Betrag von bis zu 40 Euro (=Ta-
schengeld) beheben. Online-Einkäufe, Überwei-
sungen durch Dritte sowie Überweisungen von der 
Karte selbst sind – mit wenigen Ausnahmen - nicht 
möglich.  
 
Ausgegeben wird die Karte an alle erwachsenen 
Personen von den Quartierbetreibenden bezie-
hungsweise der Caritas im Bereich Privatwohnen. 
Ein Guthaben für Minderjährige wird auf die Karte 
der „Hauptperson“ (zumeist Mutter) gebucht. 
 
Die Verwendung der Karte kann regional auf Öster-
reich, ein Bundesland oder den Wohnort einge-
schränkt werden. Standardmäßig ist die Karte auf 
Basis der entsprechenden politischen Entscheidung 
auf das Bundesland Salzburg beschränkt. Je nach 
Bedarf können durch die Grundversorgungsstelle 
des Landes einzelne gesperrte Funktionalitäten 
freigeschaltet – oder aber auch die gesamte Karte 
gesperrt werden.  
 
Die Verwendung der Sachleistungskarte wurde 
während der Pilotphase laufend evaluiert, um die 
so gewonnenen Erkenntnisse in anderen Quartieren 
berücksichtigen zu können. Dabei stellte sich her-
aus, dass die Einführung des Sachleistungskarten-
betriebs insbesondere auch bei den Kooperations-
partnerinnen und Kooperationspartnern der Grund-
versorgung durchwegs positiv gesehen wird. Die 
flächendeckende Einführung im gesamten Bundes-
land soll im Laufe des Jahres 2026 abgeschlossen 
sein.  
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9  Finanzen Soziales 

9.1  Überblick 

Im Jahr 2025 gab das Land Salzburg laut vorläufi-
gem Rechnungsabschluss insgesamt 652,8 Millionen 
Euro für den Sozialbereich aus. Das entspricht 
15,1 % der Gesamtauszahlungen des Landes Salz-
burg. Gegenüber 2021 stiegen die Sozialausgaben 
um 194,9 Millionen Euro beziehungsweise 42,5 %. 

Der Anteil an den Gesamtauszahlungen des Landes 
erhöhte sich leicht und lag in den vergangenen drei 
Jahren bei rund 15 %. Für das Jahr 2026 sind 663,9 
Millionen Euro für den Sozialbereich veranschlagt; 
der Anteil an den Gesamtauszahlungen des Landes 
sollte mit 14,7 % stabil bleiben.

 
 
Tabelle 9.1 
Gesamtauszahlungen des Landes insgesamt und für Soziales 

in 1.000 Euro RA 
2021 

RA 
2022 

RA 
2023 

RA 
2024 

RA 
2025¹ 

LVA 
2026 

VÄ 2025 
zu 2024 

in % 
Gesamtauszahlungen 
Soziales 457.873 482.176 552.606 610.094 652.757 663.928 + 7,0 

Gesamtauszahlungen 
Land 3.196.786 3.432.730 3.698.428 4.127.750 4.325.199 4.518.691 + 4,8 

Anteil Soziales in %2 14,3 14,0 14,9 14,8 15,1 14,7 + 0,3 

Hinweis: RA … Rechnungsabschluss, LVA … Landesvoranschlag, VÄ … Veränderung 
1 Vorläufiger Rechnungsabschluss 
2 Veränderung absolut/in Prozentpunkten 
 
 
Abbildung 9.1 
Gesamtauszahlungen für Soziales und deren Anteil an den Gesamtauszahlungen des Landes seit 2021 

 
Hinweis: Vorläufiger Rechnungsabschluss für 2025 
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In der folgenden Tabelle werden die Gesamtaus-
zahlungen, die Gesamteinzahlungen und die Net-
tofinanzierungssalden für den Sozialbereich darge-
stellt. Im Jahr 2025 beliefen sich im Land Salzburg 
die Einzahlungen für Soziales auf 442,8 und die 
Auszahlungen auf 652,8 Millionen Euro. Da die Ge-
samteinzahlungen von 2024 auf 2025 mit 6,8 % et-
was weniger stark zunahmen als die Gesamtaus-
zahlungen mit 7,0 %, erhöhte sich der Nettofinan-
zierungssaldo auf 210,0 Millionen Euro. Insgesamt 
konnten rund zwei Drittel der Auszahlungen durch 
Einzahlungen gegenfinanziert werden. Für 2026 
wird, bei rückläufigen Gesamteinzahlungen und ei-
nem leichten Anstieg der Gesamtauszahlungen, ein 
Nettofinanzierungssaldo von über 235 Millionen 
Euro erwartet. 
 
In den Gesamtauszahlungen für Soziales sind, ne-
ben den sechs Kernbereichen Sozialunterstützung, 
Pflege und Betreuung, Teilhabe (Hilfen für Men-
schen mit Behinderungen), Kinder- und Jugend-
hilfe, Grundversorgung und der Freien Wohlfahrt, 
auch die Auszahlungen gemäß Gesundheits- und 
Sozialbereich-Beihilfengesetz enthalten, welche 
im Jahr 2025 eine Höhe von 22,68 Millionen Euro 
erreichten. 

In den Gesamteinzahlungen für Soziales sind unter 
anderem enthalten: 
 Kostenersatzzahlungen aus Pensionen und Pfle-

gegeldern von Personen, die in Seniorenwohn-
häusern und sonstigen Einrichtungen unterge-
bracht sind, 

 Kostenbeiträge von Personen, die Leistungen 
für Menschen mit Behinderungen beziehen, 

 Kostenrückerstattungen von Obsorge-Berech-
tigten in der Kinder- und Jugendhilfe, 

 Kostenbeiträge der 119 Gemeinden des Lan-
des, 

 Zweckzuschussmittel des Bundes aus dem Pfle-
gefonds für den Bereich Langzeitpflege, 

 Zweckzuschussersatzleistung des Bundes aus 
dem Pflegefonds aufgrund der Abschaffung des 
Pflegeregresses (Abschaffung des Zugriffs auf 
Vermögen seit 2018), 

 Kostentragungen des Bundes im Rahmen der 
Grundversorgung (seit 2015), 

 Förderungen des Bundes gemäß Gesundheits- 
und Sozialbereich-Beihilfengesetz, 

 Zweckzuschüsse des Bundes für die Bekämp-
fung von Armutsfolgen und aufgrund der COVID 
19-Pandemie (2020 bis 2024). 
 

 
 
Tabelle 9.2 
Gesamtauszahlungen, Gesamteinzahlungen und Nettofinanzierungssalden für Soziales  

in 1.000 Euro RA 
2021 

RA 
2022 

RA 
2023 

RA 
2024 

RA 
2025¹ 

LVA 
2026 

VÄ 2025 
zu 2024 

in % 
Gesamteinzahlungen 323.915 331.014 349.461 414.734 442.755 427.974 + 6,8 
Gesamtauszahlungen 457.873 482.176 552.606 610.094 652.757 663.928 + 7,0 
Nettofinanzierungssaldo - 133.957 - 151.162 - 203.145 - 195.360 - 210.003 - 235.954 - 7,5 

1 Vorläufiger Rechnungsabschluss 
 
 
Zwischen 2021 und 2025 stiegen die Gesamteinzah-
lungen in den sechs Kernbereichen von 169,4 auf 
227,0 Millionen Euro; ein Zuwachs von rund 34 %. 
Besonders deutlich fiel der Anstieg von 2023 auf 
2024 aus. Er resultierte vor allem aus deutlich hö-
heren Einzahlungen in der Pflege und Betreuung, 

ergänzt durch Mehreinnahmen in der Kinder- und 
Jugendhilfe sowie in der Teilhabe. Für 2026 wird 
ein weiterer Anstieg auf 233,5 Millionen Euro er-
wartet, überwiegend getragen von anhaltenden 
Mehreinzahlungen in der Pflege und Betreuung. 
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Tabelle 9.3 
Entwicklung der Gesamteinzahlungen in den Kernbereichen 

in 1.000 Euro RA 
2021 

RA 
2022 

RA 
2023 

RA 
2024 

RA 
2025¹ 

LVA 
2026 

VÄ 2025 
zu 2024 

in % 
Sozialunterstützung 2.409 3.154 3.649 2.836 2.571 1.342 - 9,4 
Pflege und Betreuung 137.889 136.224 143.192 190.421 179.034 199.703 - 6,0 
Teilhabe  13.792 13.344 14.924 16.725 21.395 18.915 + 27,9 
Kinder- und Jugendhilfe 2.436 2.506 2.682 3.544 3.868 3.476 + 9,1 
Grundversorgung 8.922 15.135 26.124 10.854 20.042 9.680 + 84,7 
Freie Wohlfahrt 3.972 4.153 4.211 433 131 385 - 69,7 
Gesamt 169.421 174.516 194.782 224.813 227.040 233.501 + 1,0 

1 Vorläufiger Rechnungsabschluss 
 
 
Im Jahr 2025 lagen die Gesamtauszahlungen in den 
Kernbereichen um 7,1 % höher als ein Jahr davor. 
Sie stiegen mit Ausnahme der Grundversorgung und 
der Freien Wohlfahrt in allen Kernbereichen. Über-
durchschnittlich hoch fielen die Zuwächse mit 

11,2 % bei der Pflege und Betreuung sowie mit 
9,1 % bei der Teilhabe aus. Für das Jahr 2026 sind 
mit Ausnahme der Grundversorgung in allen Kern-
bereichen höhere Auszahlungen veranschlagt als 
im Jahr davor.

 
 
Tabelle 9.4 
Entwicklung der Gesamtauszahlungen in den Kernbereichen 

in 1.000 Euro RA 
2021 

RA 
2022 

RA 
2023 

RA 
2024 

RA 
2025¹ 

LVA 
2026 

VÄ 2025 
zu 2024 

in % 
Sozialunterstützung 35.454 35.875 38.721 42.091 43.525 45.343 + 3,4 
Pflege und Betreuung 214.644 220.999 244.128 266.076 295.847 298.590 + 11,2 
Teilhabe  121.626 128.717 144.632 167.016 182.227 188.745 + 9,1 
Kinder- und Jugendhilfe 47.728 49.565 60.502 68.207 70.870 74.277 + 3,9 
Grundversorgung 13.192 23.542 34.636 34.919 32.215 29.915 - 7,7 
Freie Wohlfahrt 8.150 6.875 10.855 10.168 5.391 5.901 - 47,0 
Gesamt 440.794 465.572 533.474 588.477 630.074 642.770 + 7,1 

1 Vorläufiger Rechnungsabschluss 
 
 
Von den Gesamtauszahlungen der sechs Kernberei-
che entfielen im Jahr 2025 fast die Hälfte auf 
Pflege und Betreuung (47,0 %) und über ein Viertel 
(28,9 %) auf die Teilhabe (Hilfen für Menschen mit 
Behinderungen). 11,2 % wurden für die Kinder- und 
Jugendhilfe, 6,9 % für die Sozialunterstützung, 
5,1 % für die Grundversorgung und 0,9 % für die 
Freie Wohlfahrt verwendet. Wird hingegen der 
Nettofinanzierungssaldo betrachtet, so war 2025 

der Anteil der Teilhabe (Hilfen für Menschen mit 
Behinderungen) mit 39,9 % höher als jener für die 
Pflege und Betreuung mit 29,0 %. Die Verteilung 
bei den Nettofinanzierungssalden fällt zugunsten 
der Pflege und Betreuung aus. Ausschlaggebend 
sind die Einzahlungen aus dem Pflegefonds sowie 
die Pensionszuzahlungen und Pflegegelder, die den 
Nettofinanzierungsbedarf im Pflegebereich deut-
lich mindern.
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Tabelle 9.5 
Entwicklung Nettofinanzierungssaldo in den Kernbereichen 

in 1.000 Euro RA 
2021 

RA 
2022 

RA 
2023 

RA 
2024 

RA 
2025¹ 

LVA 
2026 

VÄ 2025 
zu 2024 

in % 
Sozialunterstützung - 33.045 - 32.721 - 35.072 - 39.255 - 40.954 - 44.000 - 4,3 
Pflege und Betreuung - 76.755 - 84.775 - 100.936 - 75.655 - 116.813 - 98.887 - 54,4 
Teilhabe - 107.834 - 115.372 - 129.708 - 150.291 - 160.832 - 169.830 - 7,0 
Kinder- und Jugendhilfe - 45.292 - 47.059 - 57.820 - 64.663 - 67.003 - 70.802 - 3,6 
Grundversorgung - 4.270 - 8.407 - 8.513 - 24.065 - 12.173 - 20.235 + 49,4 
Freie Wohlfahrt - 4.178 - 2.721 - 6.644 - 9.735 - 5.259 - 5.516 + 46,0 
Gesamt - 271.373 - 291.055 - 338.692 - 363.664 - 403.033 - 409.269 - 10,8 

Hinweis: Nettofinanzierungssaldo ohne Kostenbeiträge der Gemeinden 
1 Vorläufiger Rechnungsabschluss 
 
 
Abbildung 9.2 
Gesamtauszahlungen und Nettofinanzierungssalden nach Kernbereichen im Jahr 2025 

  
 
 
 
Kostenschlüssel Gemeinden – Land Salzburg 
Die Kosten für die öffentliche Wohlfahrt werden 
gemeinsam vom Land und den 119 Gemeinden ge-
tragen. Für Leistungen, bei denen keine Kostenbe-
teiligung durch die Gemeinden vorgesehen sind, 
übernimmt das Land die Gesamtkosten.  
 
Die Höhe des Beitragsanteils der Gemeinden für 
die Bereiche Sozialunterstützung, Pflege und Be-
treuung, Teilhabe (Hilfen für Menschen mit Behin-
derungen) sowie Kinder- und Jugendhilfe beträgt 
50 % des Nettofinanzierungssaldos des Finanzie-
rungshaushalts. 
 

Den Gemeinden wird jährlich 90 % der Hälfte des 
Nettofinanzierungssaldos des Voranschlags als 
Akontozahlung vorgeschrieben. Diese ist in vier 
Teilbeträgen zu begleichen. Nachzahlungen, die 
sich aus dem tatsächlichen Rechnungsabschluss er-
geben, werden in dem Jahr, der dem Rechnungs-
abschluss folgt, in Form von Restgebühren entwe-
der zulasten oder zugunsten der Gemeinden ver-
rechnet. 
 
In den unter Abschnitt 9.2 „Finanzen im Detail“ 
dargestellten Rechnungsabschlüssen sind die Ge-
meinde-Beiträge bei den Einzahlungen nicht be-
rücksichtigt. 
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Kostenschlüssel Bund – Land Salzburg 
Gemäß der Vereinbarung zwischen dem Bund und 
den Ländern über gemeinsame Maßnahmen zur vo-
rübergehenden Grundversorgung für hilfs- und 
schutzbedürftige Fremde in Österreich (Grundver-
sorgungsvereinbarung gemäß Art. 15a B-VG) er-
folgt eine Kostenteilung. Die Gesamtkosten, die 
bei der Durchführung der Maßnahmen entstehen, 
werden zwischen Bund und Ländern im Verhältnis 

60:40 aufgeteilt. Überschreitet die Dauer eines 
Asylverfahrens 365 Tage, übernimmt der Bund die 
Kosten vollständig. 
 
Das Land Salzburg erhält derzeit vierteljährliche 
Akontozahlungen vom Bund. Diese werden nach-
träglich mit den Vorleistungen des Landes verrech-
net, sodass es zu Nachzahlungen zugunsten oder 
zulasten des Landes kommen kann.

  



 

 

9 Finanzen Soziales 
9.2 Finanzen im Detail 

191 

9.2  Finanzen im Detail 

 Sozialunterstützung 

Im Jahr 2025 erhöhten sich die Gesamtauszahlun-
gen für die Sozialunterstützung um 3,4 % auf 43,5 
Millionen Euro. Die Gesamteinzahlungen gingen um 
9,4 % auf 2,6 Millionen Euro zurück. Daraus ergibt 
sich ein Nettofinanzierungssaldo in Höhe von 41,0 

Millionen Euro. Für 2026 wird ein weiterer Anstieg 
der Gesamtauszahlungen bei gleichzeitigem Rück-
gang der Gesamteinzahlungen und eine damit ver-
bundene Erhöhung des Nettofinanzierungssaldos 
erwartet. 

 
 
Tabelle 9.6 
Gesamteinzahlungen, Gesamtauszahlungen und Nettofinanzierungssaldo für Sozialunterstützung 

in 1.000 Euro RA 
2021 

RA 
2022 

RA 
2023 

RA 
2024 

RA 
2025¹ 

LVA 
2026 

VÄ 2025 
zu 2024 

in % 
Gesamteinzahlungen2 2.409 3.154 3.649 2.836 2.571 1.342 - 9,4 
Gesamtauszahlungen 35.454 35.875 38.721 42.091 43.525 45.343 + 3,4 
Nettofinanzierungssaldo - 33.045 - 32.721 - 35.072 - 39.255 - 40.954 - 44.000 - 4,3 

1 Vorläufiger Rechnungsabschluss 
2 Ohne Kostenbeiträge der Gemeinden 
 
 
Knapp zwei Drittel der Gesamtauszahlungen der 
Sozialunterstützung entfielen 2025 auf die finanzi-
elle Unterstützung von Bedarfsgemeinschaften und 
Personen, die ihren Lebensunterhalt und ihre 
Wohnkosten nicht eigenständig bestreiten konn-
ten, insgesamt 27,6 Millionen Euro beziehungs-

weise 68,5 %. Für unterschiedliche Projekte aus 
dem Bereich der Wohnversorgung, für Maßnahmen 
zur Förderung von Arbeit und Beschäftigung sowie 
für Beratungsleistungen wurden weitere 28,7 % der 
Mittel eingesetzt, insgesamt 12,5 Millionen Euro. 

 
 
Tabelle 9.7 
Gesamtauszahlungen für Sozialunterstützung, soziale Absicherung und Eingliederung im Detail 

in 1.000 Euro RA 
2021 

RA 
2022 

RA 
2023 

RA 
2024 

RA 
2025¹ 

LVA 
2026 

VÄ 2025 
zu 2024 

in % 
Lebensunterhalt, Wohn- 
und Sonderbedarfe 23.957 22.814 25.163 26.917 27.636 30.929 + 2,7 

Krankenhilfe 1.857 1.712 1.833 1.960 2.191 2.100 + 11,8 
Bestattungskosten 41 28 17 49 45 40 - 8,4 
Hilfe in besonderen 
Lebenslagen 81 47 53 43 58 63 + 35,0 

Arbeits-, Wohn und  
Beratungsprojekte 8.297 8.748 10.798 11.882 12.485 12.179 + 5,1 

Bekämpfung Armuts- 
folgen2 1.192 2.501 832 1.203 1.078  - 10,4 

Übrige Maßnahmen 30 25 24 36 32 32 - 13,3 
Gesamt 35.454 35.875 38.721 42.091 43.525 45.343 + 3,4 

1 Vorläufiger Rechnungsabschluss 
2 Maßnahmen des Bundes: COVID 19-Gesetz-Armut/ab 2022 Lebenshaltungs- und Wohnkosten-Ausgleichs-Gesetz 
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 Pflege und Betreuung 

In der Pflege und Betreuung waren im Jahr 2025 
die Gesamteinzahlungen um 6,0 % niedriger, die 
Gesamtauszahlungen hingegen um 11,2 % höher als 
ein Jahr zuvor, sodass sich der Nettofinanzierungs-
saldo auf 116,8 Millionen Euro erhöhte. Auszah-
lungsseitig erhöhend wirkten die Umsetzung der im 
Rahmen der „Plattform Pflege II“ vereinbarten 
Maßnahmen (die Umsetzung erfolgte seit dem 
01.01.2023 über eine außerordentliche Erhöhung 
der Obergrenzen der Grund- und Pflegetarife für 
Wohnheime öffentlicher und privater Rechtsträger 
sowie für Sonderpflegeeinrichtungen gemäß der 

Tarifobergrenzen-Verordnung), die Fortführung 
des Entgelterhöhungszweckzuschusses als Förder-
maßnahme sowie gesetzlich vorgeschriebene Tarif-
erhöhungen. Die Einzahlungen umfassten, zusätz-
lich zu den Kostenbeiträgen aus Pensionen und 
Pflegegeldern, Mittel aus dem Pflegefonds und den 
Zweckzuschuss des Bundes aufgrund der Abschaf-
fung des Pflegeregresses. Für 2026 wird im Budget 
ein Anstieg der Gesamteinzahlungen bei in etwa 
gleichbleibenden Gesamtauszahlungen erwartet, 
was einen deutlich niedrigeren Nettofinanzie-
rungssaldo gegenüber 2025 ergeben würde.

 
 
Tabelle 9.8 
Gesamteinzahlungen, Gesamtauszahlungen und Nettofinanzierungssaldo für Pflege und Betreuung 

in 1.000 Euro RA 
2021 

RA 
2022 

RA 
2023 

RA 
2024 

RA 
2025¹ 

LVA 
2026 

VÄ 2025 
zu 2024 

in % 
Gesamteinzahlungen2 137.889 136.224 143.192 190.421 179.034 199.703 - 6,0 
Gesamtauszahlungen 214.644 220.999 244.128 266.076 295.847 298.590 + 11,2 
Nettofinanzierungssaldo - 76.755 - 84.775 - 100.936 - 75.655 - 116.813 - 98.887 - 54,4 

1 Vorläufiger Rechnungsabschluss 
2 Ohne Kostenbeiträge der Gemeinden 
 
 
Von den Gesamtauszahlungen für Pflege und Be-
treuung entfielen im Jahr 2025 rund 80 % auf die 
Unterbringung von pflegebedürftigen Personen in 
Seniorenwohnhäusern. Weitere 17 % wurden für 

die zahlreichen Angebote der sozialen Dienste ver-
wendet, darunter mobile Betreuung für die Pflege 
zu Hause, Haushaltshilfe, Hauskrankenpflege, Fa-
milienhilfe und Entlastungsdienste.

 
 
Tabelle 9.9 
Gesamtauszahlungen für Pflege und Betreuung im Detail 

in 1.000 Euro RA 
2021 

RA 
2022 

RA 
2023 

RA 
2024 

RA 
2025¹ 

LVA 
2026 

VÄ 2025 
zu 2024 

in % 
Unterbringung 171.785 173.189 193.926 214.710 235.095 246.738 + 9,5 
Soziale Dienste2 33.739 33.546 36.614 37.043 44.616 43.942 + 20,4 
Kurzzeitpflege 178 175 183 225 230 281 + 2,1 
Tageszentren 1.059 1.775 1.837 3.597 3.759 4.577 + 4,5 
Angehörigenentlastung 240 321 383 506 637 651 + 26,0 
Pflegeeinrichtungen 74 1.180 143 502 21 183 - 95,9 
Maßnahmen Pandemie 3.400 3.988 661     
Entgelterhöhungs-Zweck-
zuschuss  4.594 8.115 7.436 8.342  + 12,2 

Community Nursing     1.088   
Übrige Maßnahmen 4.170 2.231 2.267 2.057 2.060 2.218 + 0,1 
Gesamt 214.644 220.999 244.128 266.076 295.847 298.590 + 11,2 

1 Vorläufiger Rechnungsabschluss 
2 Soziale Dienste umfassen unter anderem Hauskrankenpflege, Haushaltshilfe, Familienhilfe sowie Förderungen für 

Pflegeheime und -stationen (bis 2021).  
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 Teilhabe - Leistungen für Menschen mit Behinderungen 

Die Gesamtauszahlungen im Bereich der Teilhabe 
(Leistungen für Menschen mit Behinderungen) sind 
in den vergangenen Jahren kontinuierlich gestie-
gen und erreichten im Jahr 2025 insgesamt 182,2 
Millionen Euro. Dadurch erhöhte sich der Nettofi-
nanzierungssaldo auf 160,8 Millionen Euro. 
 
Aufgrund der unterschiedlichen Arten von Behinde-
rungen (kognitive, mehrfache, psychische, körper-
liche sowie Sinnesbeeinträchtigungen) und der de-
mografischen Entwicklung besteht in diesem Be-
reich ein hoher und stetig wachsender Bedarf an 
ambulanten, mobilen, teilstationären und statio-

nären Unterstützungsleistungen. Diesem Bedarf 
wird durch den Ausbau von Inklusionsmaßnahmen 
und Unterstützungsangeboten für Menschen mit 
Behinderungen Rechnung getragen. 
 
Die im Vergleich zu den moderat steigenden Ge-
samteinzahlungen deutlich stärker wachsenden 
Gesamtauszahlungen führten zu einem überpro-
portionalen Anstieg des Nettofinanzierungssaldos. 
Diese Entwicklung dürfte sich 2026 fortsetzen und 
zu einem weiteren Anstieg des Nettofinanzierungs-
saldos führen. 

 
 

Tabelle 9.10 
Gesamteinzahlungen, Gesamtauszahlungen und Nettofinanzierungssaldo für Teilhabe 

in 1.000 Euro RA 
2021 

RA 
2022 

RA 
2023 

RA 
2024 

RA 
2025¹ 

LVA 
2026 

VÄ 2025 
zu 2024 

in % 
Gesamteinzahlungen2 13.792 13.344 14.924 16.725 21.395 18.915 + 27,9 
Gesamtauszahlungen 121.626 128.717 144.632 167.016 182.227 188.745 + 9,1 
Nettofinanzierungssaldo - 107.834 - 115.372 - 129.708 - 150.291 - 160.832 - 169.830 - 7,0 

1 Vorläufiger Rechnungsabschluss 
2 Ohne Kostenbeiträge der Gemeinden 
 
 

Die Teilhabe (Hilfe für Menschen mit Behinderun-
gen) umfasst eine Vielzahl und breite Palette an 
Leistungen in unterschiedlichen Lebensbereichen. 
Im Jahr 2025 entfielen zwei Drittel der Gesamtaus-
zahlungen auf die Hilfen zur sozialen Teilhabe. 
Diese beinhalten alle Maßnahmen, die darauf ab-

zielen, Menschen mit Behinderungen ein möglichst 
selbstbestimmtes und eigenverantwortliches Le-
ben in der Gesellschaft zu ermöglichen. Mit deutli-
chem Abstand folgten die sozialen Dienste, die ei-
nen Anteil von 7,5 % an den Gesamtauszahlungen 
ausmachten.

 
 

Tabelle 9.11 
Gesamtauszahlungen für die Teilhabe (Hilfen für Menschen mit Behinderungen) im Detail 

in 1.000 Euro RA 
2021 

RA 
2022 

RA 
2023 

RA 
2024 

RA 
2025¹ 

LVA 
2026 

VÄ 2025 
zu 2024 

in % 
Heilbehandlungen 4.217 4.682 5.626 6.149 6.856 6.448 + 11,5 
Körperersatzstücke 185 227 293 253 343 219 + 35,5 
Erziehung/Schulbildung 6.323 5.893 6.212 7.339 7.681 6.451 + 4,7 
Berufliche Teilhabe 6.705 6.524 6.531 9.346 9.736 9.537 + 4,2 
Soziale Teilhabe 81.784 84.957 97.838 111.409 121.385 128.363 + 9,0 
Geschützte Arbeit 6.090 6.658 7.092 7.618 8.048 7.503 + 5,6 
Krankenhilfe 251 266 279 286 308 343 + 7,6 
Einrichtungen Teilhabe  5.831 7.960 6.519 7.622 8.655 9.633 + 13,5 
Persönliche Assistenz 2.124 2.154 3.015 3.752 4.538 5.274 + 20,9 
Soziale Dienste 7.479 8.477 10.505 12.226 13.710 14.113 + 12,1 
Unterstützungsstelle 517 472 515 651 492 454 - 24,4 
Rehabilitation Kinder und 
Jugendliche  395 163 289 404 292 + 39,8 

Konsiliardienst PSD    31 34 80  
Übrige Maßnahmen 118 51 45 45 39 36 - 13,3 
Gesamt 121.626 128.717 144.632 167.016 182.227 188.745 + 9,1 

1 Vorläufiger Rechnungsabschluss 
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 Kinder- und Jugendhilfe 

Im Jahr 2025 verzeichnete die Kinder- und Jugend-
hilfe gegenüber 2024 sowohl höhere Gesamtaus-
zahlungen als auch höhere Gesamteinzahlungen. 
Der Nettofinanzierungssaldo erhöhte sich auf 67,0 
Millionen Euro. Die auszahlungsseitigen Steigerun-
gen sind auf die kostendynamischen Entwicklungen 
der letzten Jahre zurückzuführen, bedingt durch 
gestiegene Fallzahlen, Teuerungen, die Inflations-
entwicklung und eine Tarifanpassung, mit der pri-
vate Organisationen der Kinder- und Jugendhilfe in 

die Lage versetzt worden sind, die im Kollektivver-
trag der Sozialwirtschaft Österreich ab dem 1. Ja-
nuar 2023 verankerte Höherstufung der Mitarbei-
tenden von Verwendungsgruppe 7 auf 8 finanziell 
abzudecken. Für das Jahr 2026 wurde ein Anstieg 
des Nettofinanzierungssaldos auf 70,8 Millionen 
Euro budgetiert, verursacht durch steigende Ge-
samtauszahlungen bei sinkenden Gesamteinzah-
lungen.

 
 
Tabelle 9.12 
Gesamteinzahlungen, Gesamtauszahlungen und Nettofinanzierungssaldo für Kinder- und Jugendhilfe 

in 1.000 Euro RA 
2021 

RA 
2022 

RA 
2023 

RA 
2024 

RA 
2025¹ 

LVA 
2026 

VÄ 2025 
zu 2024 

in % 
Gesamteinzahlungen2 2.436 2.506 2.682 3.544 3.868 3.476 + 9,1 
Gesamtauszahlungen 47.728 49.565 60.502 68.207 70.870 74.277 + 3,9 
Nettofinanzierungssaldo - 45.292 - 47.059 - 57.820 - 64.663 - 67.003 - 70.802 - 3,6 

1 Vorläufiger Rechnungsabschluss 
2 Ohne Kostenbeiträge der Gemeinden 
 
 
Im Jahr 2025 entfiel der Großteil der Gesamtaus-
zahlungen in der Kinder- und Jugendhilfe auf die 
Bereiche „Volle Erziehung“ (65,7 %), die die Finan-
zierung von Wohngemeinschaften und Unterbrin-
gungsmöglichkeiten für Kinder und Jugendliche au-
ßerhalb ihrer Herkunftsfamilien umfasst, sowie auf 
die „Unterstützung der Erziehung“ (26,2 %), bei 

der der Fokus auf der Stabilisierung von Familien-
strukturen liegt. Zudem wurden in der öffentlichen 
Kinder- und Jugendhilfe verschiedene Angebote fi-
nanziert, darunter Streetwork, Jugendnotschlaf-
stellen, Beratungseinrichtungen, niederschwellige 
Beschäftigungsangebote und Erholungsaktionen.

 
 
Tabelle 9.13 
Gesamtauszahlungen für Kinder- und Jugendhilfe im Detail 

in 1.000 Euro RA 
2021 

RA 
2022 

RA 
2023 

RA 
2024 

RA 
2025¹ 

LVA 
2026 

VÄ 2025 
zu 2024 

in % 
Elternberatung 1.138 1.603 1.486 2.297 1.447 1.459 - 37,0 
Frühe Hilfen   316 88 960 947 + 996,2 
Soziale Dienste 1.645 1.954 2.240 3.565 2.829 2.917 - 20,6 
Unterstützung der  
Erziehung 13.389 14.108 16.720 18.095 18.571 19.976 + 2,6 

Volle Erziehung 31.134 31.486 38.574 43.385 46.502 48.405 + 7,2 
Krankenhilfe 31 40 82 113 55 117 - 51,0 
Freie Hilfe 260 252 922 527 393 341 - 25,4 
Übrige Maßnahmen 36 25 56 36 19 19 - 46,6 
Gesamt 47.632 49.468 60.398 68.106 70.777 74.181 + 3,9 
Kinder und Jugendanwalt-
schaft (kija) 96 97 104 102 93 96 - 8,3 

Gesamt inkl. kija 47.728 49.565 60.502 68.207 70.870 74.277 + 3,9 
1 Vorläufiger Rechnungsabschluss 
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 Grundversorgung 

Im Jahr 2025 lagen die Gesamtauszahlungen in der 
Grundversorgung etwas unter dem Niveau von 
2024. Für die Versorgung und Betreuung von Ver-
triebenen aus der Ukraine wurden Mittel zur Schaf-
fung zusätzlicher Asyl- und Vertriebenenquartiere, 
sowohl langfristiger als auch temporärer Art, be-
reitgestellt. Da sich die Gesamteinzahlungen im 
Jahr 2025 jedoch nahezu verdoppelten, halbierte 
sich der Nettofinanzierungssaldo auf 12,2 Mio. 
Euro. 
Für den Landesvoranschlag 2026 werden niedrigere 
Gesamtauszahlungen bei deutlich geringeren Ge-
samteinzahlungen als 2025 prognostiziert, was ei-

nen erneuten deutlichen Anstieg des Nettofinan-
zierungssaldos erwarten lässt. Die starken Abwei-
chungen bei den Nettofinanzierungssalden sind auf 
jährlich schwankende Gesamteinzahlungen zu-
rückzuführen. Ursache ist die Praxis des Bundes, 
im Rahmen der Kostentragung zwischen Bund und 
Ländern vierteljährliche Akontozahlungen zu leis-
ten. Da diese Akontozahlungen gemeinsam mit den 
Vorleistungen des Landes nachträglich abgerech-
net werden, fließen die Einzahlungen zeitlich ver-
setzt und stehen periodenweise nicht im Einklang 
mit den Auszahlungen. 

 
 
Tabelle 9.14 
Gesamteinzahlungen, Gesamtauszahlungen und Nettofinanzierungssaldo für Grundversorgung 

in 1.000 Euro RA 
2021 

RA 
2022 

RA 
2023 

RA 
2024 

RA 
2025¹ 

LVA 
2026 

VÄ 2025 
zu 2024 

in % 
Gesamteinzahlungen 8.922 15.135 26.124 10.854 20.042 9.680 + 84,7 
Gesamtauszahlungen 13.192 23.542 34.636 34.919 32.215 29.915 - 7,7 
Nettofinanzierungssaldo - 4.270 - 8.407 - 8.513 - 24.065 - 12.173 - 20.235 + 49,4 

1 Vorläufiger Rechnungsabschluss 
 
 
Tabelle 9.15 
Gesamtauszahlungen für Grundversorgung im Detail 

in 1.000 Euro RA 
2021 

RA 
2022 

RA 
2023 

RA 
2024 

RA 
2025¹ 

LVA 
2026 

VÄ 2025 
zu 2024 

in % 
Adaptierung/Ausstattung 
Asylquartiere   810 4.703 3.155 2.671 - 32,9 

Grundversorgung 13.192 23.542 33.826 30.216 29.060 27.244 - 3,8 
Gesamt 13.192 23.542 34.636 34.919 32.215 29.915 - 7,7 
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 Freie Wohlfahrt 

In der Freien Wohlfahrt führten geringere Auszah-
lungen für den Heizkostenzuschuss dazu, dass die 
Gesamtauszahlungen auf 5,4 Millionen Euro und 
der Nettofinanzierungssaldo auf 5,3 Millionen Euro 

sanken. Für das Jahr 2026 werden steigende Ge-
samteinzahlungen, steigende Gesamtauszahlungen 
und ein steigender Nettofinanzierungssaldo erwar-
tet. 

 
 
Tabelle 9.16 
Gesamteinzahlungen, Gesamtauszahlungen und Nettofinanzierungssaldo für Freie Wohlfahrt 

in 1.000 Euro RA 
2021 

RA 
2022 

RA 
2023 

RA 
2024 

RA 
2025¹ 

LVA 
2026 

VÄ 2025 
zu 2024 

in % 
Gesamteinzahlungen 3.972 4.153 4.211 433 131 385 - 69,7 
Gesamtauszahlungen 8.150 6.875 10.855 10.168 5.391 5.901 - 47,0 
Nettofinanzierungssaldo - 4.178 - 2.721 - 6.644 - 9.735 - 5.259 - 5.516 + 46,0 

1 Vorläufiger Rechnungsabschluss 
 
 
Im Jahr 2025 entfielen 45,2 % der Gesamtauszah-
lungen für die Freie Wohlfahrt auf Auszahlungen im 
Rahmen des Europäischen Sozialfonds. 34,3 % der 

Mittel wurden für den Heizkostenzuschuss verwen-
det.

 
 
Tabelle 9.17 
Gesamtauszahlungen für Freie Wohlfahrt im Detail 

in 1.000 Euro RA 
2021 

RA 
2022 

RA 
2023 

RA 
2024 

RA 
2025¹ 

LVA 
2026 

VÄ 2025 
zu 2024 

in % 
Heizkostenzuschuss 650 879 7.137 6.634 1.847 2.350 - 72,2 
Förderungen der  
Freien Wohlfahrt 608 451 457 619 569 527 - 8,1 

Weiterbildungen 58 82 114 129 216 188 + 67,7 
Salzburger Landeshilfe 155 306 265 350 322 400 - 8,0 
Europäischer Sozialfonds 2.300 1.184 2.216 2.436 2.436 2.436 ± 0,0 
Maßnahmen Pandemie 4.379 3.972 667     
Gesamt 8.150 6.875 10.855 10.168 5.391 5.901 - 47,0 

1 Vorläufiger Rechnungsabschluss 
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9.3  Wissenswertes 

 Rechtliche Grundlagen Finanzen

Seit 1. Januar 2018 basieren die Voranschläge 
(Budgets) und Rechnungsabschlüsse des Landes auf 
einer Drei-Komponenten-Rechnung, bestehend aus 
Ergebnis-, Finanzierungs- und Vermögensrech-
nung. 
 
Die rechtlichen Grundlagen dafür sind: 
 Voranschlags- und Rechnungsabschlussverord-

nung (VRV 2015) des Bundes,  
 Allgemeines Landeshaushaltsgesetz 2018 

(ALHG 2018). 
 
Die Ziele der Haushaltsreform und der damit ver-
bundenen Umstellungen waren mehr Transparenz, 
bessere Planbarkeit sowie Kontrolle. Davor war die 
sogenannte Kameralistik geltender Standard. 
 
Voraussetzung für die Drei-Komponenten-Rech-
nung ist eine auf dem betriebswirtschaftlichen 
Rechnungswesen beruhende Finanzbuchhaltung. 

Dafür kommt in der Salzburger Landesverwaltung 
die ERP-Software SAP zum Einsatz. 
 
Der wirtschaftliche Erfolg wird in zweifacher Weise 
ermittelt: zum einen direkt in Form einer Gewinn- 
und Verlustrechnung (Ergebnisrechnung) und zum 
anderen indirekt durch einen Vermögensvergleich 
in Form einer Bilanz (Vermögensrechnung). Die 
dritte Komponente, die Finanzierungsrechnung, 
entspricht der Cashflow-Rechnung, welche die 
zahlungswirksamen Ein- und Auszahlungen mitei-
nander verrechnet. 
 
Im vorliegenden Sozialbericht liegt der Fokus zur 
besseren Lesbarkeit und Interpretation der Zah-
lungsströme auf der Finanzierungsrechnung (Cash-
flow-Rechnung). Die Grundlage der veröffentlich-
ten Zahlen bilden die vom Landtag beschlossenen 
Finanzierungshaushalte der jeweiligen Rechnungs-
jahre.

 
 

 Aufgabenverteilung Finanzen

Im Jahr 2025 wurden rund 71 % der Gesamtauszah-
lungen nach ihrer Höhe von den zuständigen Be-
zirksverwaltungsbehörden abgewickelt. Für die 
Bearbeitung aller Geschäftsfälle steht den sechs 
Bezirksverwaltungsbehörden das zentrale Pro-
gramm SIS (Soziales Informationssystem) zur Ver-
fügung, das von der Abteilung Soziales betreut und 
gewartet wird. 

Die Gesamtverantwortung für den Budgetvollzug 
einschließlich Planung, Steuerung, Kontrolle sowie 
Erfüllung der Berichtspflichten obliegt der Abtei-
lung 3 - Soziales. Gemessen an ihrer Höhe wurden 
rund 72 % der Gesamteinzahlungen durch die Ab-
teilung bewirtschaftet. 
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